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Zeitgeschehen im Fokus
Forschen – Nachdenken – Schlüsse ziehen

«Die Politik der USA war es immer, zu verhindern, dass 
Deutschland und Russland enger zusammenarbeiten»
Historische, politische und wirtschaftliche Hintergründe des Ukraine-Kriegs

Interview mit Jacques Baud*

Zeitgeschehen im Fokus Herr 
Baud, Sie kennen die Region, in der 
im Moment Krieg herrscht. Welche 
Schlüsse haben Sie aus den letzten 
Tagen gezogen, und wie konnte es 
so weit kommen? 

Jacques Baud Ich kenne die Re-
gion, um die es jetzt geht, sehr 
gut. Ich war beim EDA [Eidgenössi-
sches Departement für auswärtige 
Angelegenheiten] und in dessen 
Auftrag fünf Jahre abkomman-
diert zur Nato im Kampf gegen die 
Proliferation von Kleinwaffen. Ich 
habe Projekte in der Ukraine nach 
2014 betreut. Das heisst, ich kenne 
Russland auf Grund meiner ehe-
maligen nachrichtendienstlichen 
Tätigkeit, die Nato, die Ukraine 
und das dazugehörige Umfeld 

sehr gut. Ich spreche russisch und 
habe Zugang zu Dokumenten, die 
nur wenige Menschen im Westen 
anschauen.

Sie sind ein Kenner der Situation in 
und um die Ukraine. Ihre berufliche 
Tätigkeit brachte Sie in die aktuelle 
Krisenregion. Wie nehmen Sie das 
Geschehen wahr?

Es ist verrückt, man kann sagen, 
es herrscht eine regelrechte Hyste-
rie. Was mir auffällt und was mich 
sehr stört, ist, dass niemand die 
Frage stellt, warum die Russen ein-
marschiert sind. Niemand wird ei-
nen Krieg befürworten, ich sicher 
auch nicht. Aber als ehemaliger 
Chef der «Friedenspolitik und Dok-
trin» des Uno-Departements für 

friedenserhaltende Operationen 
in New York während zwei Jahren 
stelle ich mir immer die Frage: Wie 
ist man zu diesem Punkt gekom-
men, Krieg zu führen?

Was war Ihre Aufgabe dort?

Jacques Baud (Bild zvg)

Editorial
Seit dem 24. 2. führt Russland einen 
völkerrechtswidrigen Krieg gegen 
die Ukraine. Die westlichen Medien 
und mit ihnen die politischen Amts-
träger sind sich einig: Russland ist 
der alleinige Aggressor und die 
Ukraine das Opfer, dem mit allen 
Mitteln, auch militärischen (Waffen 
und Freiwilligen) geholfen werden 
muss. Eine andere Betrachtung ist 
kaum zulässig. Es herrscht Krieg, von 
Frieden sprechen nur wenige. Etwas 
ist äusserst ungewöhnlich: Bei allen 
völkerrechtswidrigen Kriegen, die 
die USA in Serbien, im Irak, in Libyen 
etc. vom Zaun gebrochen hatten, 
gab es nicht annähernd solche Re-
aktionen, wie wir sie im Fall von 
Russ land jetzt tagtäglich erleben. 
Man nahm die Kriege meist billi-
gend zur Kenntnis oder gewisse 
Staaten beteiligten sich sogar daran 
– Völkerrechtsbruch: kein Thema.

Ins Zentrum der medialen Auf-
merksamkeit wurde der russische 
Präsident Wladimir Putin gerückt. 
Ihm wird alles angelastet, was in 
und um die Ukraine geschieht. Eine 
differenzierte Analyse, die nicht von 

dem banalen Schema «Westen und 
Ukraine gut – Russland und Putin 
böse» geprägt ist, lässt sich nur 
schwer finden. Kaum jemand denkt 
über die Ursachen dieses Konflikts 
nach, die nicht erst im Einmarsch 
der Russen in die Ukraine zu suchen 
sind, genauso wenig wie der Mord 
von Sarajewo die Ursache des Er-
sten Weltkriegs war. 

Wer dem westlichen Narrativ 
nicht blind folgt und auch einen 
Blick auf die Vorgeschichte wirft, 
wird zur Raison gebracht. Er ist be-
stenfalls ein «Putin-Versteher», im 
schlimmsten Fall ein «Verschwö-
rungstheoretiker», dem man kei-
nen Glauben schenken muss. Im 
Ersten Weltkrieg waren es die «Va-
terlandsverräter», die aus der Ge-
sellschaft ausgegrenzt wurden, 
wenn sie sich kritisch zur Kriegs-
stimmung äusserten. Mit dem 
denkwürdigen Satz des deutschen 
Kaisers vor dem Reichstag: «Ich 
kenne keine Parteien mehr, ich 
kenne nur noch Deutsche!» wurde 
der letzte Pazifist zum strammen 
Vaterlandsverteidiger in einem 

Krieg, der am Ende Leichenberge 
zurückliess für nichts und wieder 
nichts.

In dieser aufgeheizten Stim-
mung, in der der US-Senator Lind-
sey Graham quasi zum Attentat auf 
Putin aufgerufen hat, sind wir nicht 
mehr weit entfernt davon, in einem 
Flächenbrand zu enden, wie ihn 
1914 auch niemand erwartet hat. Es 
ist dringend geboten, die jüngste 
Geschichte des Konflikts zu kennen, 
um ein differenziertes Bild von den 
Vorgängen zu bekommen, die 
letztlich zum Krieg gegen die Ukrai-
ne geführt haben. 

In dieser aktuellen Ausgabe bil-
det die Ukrainekrise einen Schwer-
punkt. Das Kennen historischer, 
wirtschaftlicher und politischer Zu-
sammenhänge soll einen Beitrag zu 
mehr Vorsicht und Vernunft und 
letztlich zum Frieden leisten. Der 
Krieg muss enden und die Diploma-
tie wieder an dessen Stelle rücken, 
das ist das Gebot der Stunde.

Die Redaktion
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Es ging darum zu erforschen, 
wie es zu Kriegen kommt, welche 
Elemente zu Frieden führen, und 
was man tun kann, um Opfer zu 
vermeiden bzw. wie man einen 
Krieg verhindern kann. Wenn man 
nicht versteht, wie ein Krieg ent-
steht, dann kann man keine Lösung 
finden. Wir sind genau in dieser Si-
tuation. Jedes Land erlässt seine ei-
genen Sanktionen gegen Russland, 
und man weiss genau, das führt 
nirgends hin. Was mich dabei be-
sonders schockiert hat, ist die Äus-
serung des Wirtschaftsministers in 
Frankreich, man wolle die Wirt-
schaft Russlands zerstören mit dem 
Ziel, die russische Bevölkerung lei-
den zu lassen. Das ist eine Aussage, 
die mich äusserst empört.

Russlands Ziel der  
Entmilitarisierung und  
Entnazifizierung 

Wie beurteilen Sie den Angriff der 
Russen?

Wenn ein Staat einen anderen 
angreift, dann ist das gegen das 
Völkerrecht. Aber man sollte auch 
die Hintergründe dafür ins Auge 
fassen. Zunächst muss klargestellt 
werden, dass Putin weder verrückt 
ist noch die Realität verloren hat. 
Er ist ein Mensch, der sehr metho-
disch, systematisch, also sehr rus-
sisch ist. Ich bin der Meinung, dass 

er sich der Konsequenzen seines 
Handelns in der Ukraine bewusst 
ist. Er hat – offensichtlich zu Recht 
– beurteilt, dass egal, ob er eine 
«kleine» Operation zum Schutz der 
Donbas-Bevölkerung oder eine 
«massive» Operation zugunsten 
der nationalen Interessen Russ-
lands und der Donbas-Bevölke-
rung durchführte, die Konsequen-
zen gleich sein würden. Er ist dann 
auf die Maximallösung gegangen.

Worin sehen Sie das Ziel?
Es ist sicher nicht gegen die 

ukrainische Bevölkerung gerichtet. 
Das wurde von Putin immer wie-
der gesagt. Man sieht es auch an 
den Fakten. Russland liefert immer 
noch Gas in die Ukraine. Die Rus-
sen haben das nicht gestoppt. Sie 
haben das Internet nicht abge-
stellt. Sie haben die Elektrizitäts-
werke und die Wasserversorgung 
nicht zerstört. Natürlich gibt es ge-
wisse Gebiete, in denen gekämpft 
wird. Aber man sieht einen ganz 
anderen Ansatz als bei den Ameri-
kanern z. B. in Ex-Jugoslawien, im 
Irak oder auch in Libyen. Als west-
liche Länder diese angriffen, zer-
störten sie zuerst die Strom- und 
Wasserversorgung und die gesam-
te Infrastruktur.

Warum geht der Westen so vor?
Das Vorgehen der westlichen 

Länder – es ist auch interessant, 
das von der Einsatzdoktrin her zu 
sehen – wird genährt von der Idee, 
dass es, wenn man die Infrastruk-
tur zerstört, von der Bevölkerung 
einen Aufstand gegen den misslie-
bigen Diktator geben wird und 
man ihn so los wird. Das war auch 
die Strategie während des Zwei-
ten Weltkriegs, als man die deut-
schen Städte bombardiert hat wie 
Köln, Berlin, Hamburg, Dresden 
etc. Man hat direkt auf die Zivilbe-
völkerung gezielt, damit es zu ei-
nem Aufstand kommt. Die Regie-
rung verliert durch einen Aufstand 
ihre Macht, und man hat den Krieg 
gewonnen, ohne eigene Truppen 
zu gefährden. Das ist die Theorie.

Wie ist das Vorgehen der Russen?
Das ist völlig anders. Sie haben 

ihr Ziel klar bekannt gegeben. Sie 
wollen eine «Entmilitarisierung» 
und «Entnazifizierung». Wenn 
man die Berichterstattung ehrlich 
verfolgt, ist es genau das, was sie 

machen. Natürlich, ein Krieg ist ein 
Krieg, und bedauerlicherweise 
gibt es dabei immer Tote, aber es 
ist interessant zu sehen, was die 
Zahlen sagen. Am Freitag (4. 3.) 
zog die Uno eine Bilanz. Sie berich-
tete von 265 getöteten ukraini-
schen Zivilisten. Am Abend hat das 
russische Verteidigungsministeri-
um die Anzahl der toten Soldaten 
mit 498 angegeben. Das heisst, es 
gibt mehr Opfer beim russischen 
Militär als unter den Zivilisten auf 
der ukrainischen Seite. Wenn man 
das jetzt mit Irak oder Libyen ver-
gleicht, dann ist es bei der westli-
chen Kriegsführung genau umge-
kehrt.

Das widerspricht der Darstellung 
im Westen?

Ja, in unseren Medien wird es so 
dargestellt, dass die Russen alles 
zerstören würden, aber das stimmt 
offensichtlich nicht. Auch stört 
mich die Darstellung in unseren 
Medien über Putin, dass er plötz-
lich entschieden habe, die Ukraine 
anzugreifen und zu erobern. Die 
USA haben über mehrere Monate 
gewarnt, es werde einen Überra-
schungsangriff geben, aber es ge-
schah nichts. Übrigens, Nachrich-
tendienste und die ukrainische 
Führung haben mehrmals die 
amerikanischen Aussagen demen-
tiert. Wenn man die militärischen 
Meldungen anschaut und die Vor-
bereitungen, dann sieht man 
ziemlich klar: Putin hatte bis Mitte 
Februar keine Absicht, die Ukraine 
anzugreifen.

Warum hat sich das geändert? Was 
ist geschehen?

Dazu muss man ein paar Dinge 
wissen, sonst versteht man das 
nicht. Am 24. März 2021 hat der 
ukrainische Präsident Selenskyj ein 
Dekret erlassen, dass er die Zu-
rückeroberung der Krim beabsich-
tigt. Daraufhin begann er, die 
ukrainische Armee nach Süden 
und Südosten zu verschieben, in 
Richtung Donbas. Seit einem Jahr 
also hat man einen ständigen Auf-
bau der Armee an der südlichen 
Grenze der Ukraine. Das erklärt, 
warum Ende Februar keine ukrai-
nischen Truppen an der russisch-
ukrainischen Grenze waren. Se-
lenskyj hat immer den Standpunkt 
vertreten, dass die Russen die 
Ukraine nicht angreifen werden. 

* Jacques Baud hat einen Master in Öko-
nometrie und ein Nachdiplomstudium in 
internationaler Sicherheit am Hochschul-
institut für internationale Beziehungen 
in Genf absolviert und war Oberst der 
Schweizer Armee. Er arbeitete für den 
Schweizerischen Strategischen Nachrich-
tendienst und war Berater für die Sicherheit 
der Flüchtlingslager in Ost-Zaire während 
des Ruanda-Krieges (UNHCR-Zaire/Kon-
go, 1995-1996). Er arbeitete für das DPKO 
(Departement of Peacekeeping Opera-
tions) der Vereinten Nationen in New York 
(1997-99), gründete das Internationale 
Zentrum für Humanitäre Minenräumung 
in Genf (CIGHD) und das Informationsma-
nagementsystem für Minenräumung (IMS-
MA). Er trug zur Einführung des Konzepts 
der nachrichtendienstlichen Aufklärung in 
Uno-Friedenseinsätzen bei und leitete das 
erste integrierte UN Joint Mission Analysis 
Centre (JMAC) im Sudan (2005-06). Er war 
Leiter der Abteilung «Friedenspolitik und 
Doktrin» des Uno-Departements für frie-
denserhaltende Operationen in New York 
(2009-11) und der Uno-Expertengruppe 
für die Reform des Sicherheitssektors und 
die Rechtsstaatlichkeit, arbeitete in der 
Nato und ist Autor mehrerer Bücher über 
Nachrichtendienste, asymmetrische Kriegs-
führung, Terrorismus und Desinformation.
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Auch der ukrainische Verteidi-
gungsminister hat das immer wie-
der bestätigt. Ebenso bestätigte 
der Chef des ukrainischen Sicher-
heitsrats im Dezember und im Ja-
nuar, dass es keine Anzeichen für 
einen russischen Angriff auf die 
Ukraine gebe.

War das ein Trick?
Nein, sie sagten das mehrmals, 

und ich bin sicher, dass Putin, der 
das übrigens auch wiederholt sag-
te, nicht angreifen wollte. Offen-
bar gab es Druck aus den USA.

Die USA haben an der Ukraine 
selbst wenig Interesse. Zum jetzi-
gen Zeitpunkt wollten sie den 
Druck auf Deutschland erhöhen, 
North-Stream II abzustellen. Sie 
wollten, dass die Ukraine Russland 
provoziert und dass, wenn Russ-
land darauf reagiert, North-
Stream II auf Eis gelegt wird. Ein 
solches Szenario wurde anlässlich 
des Besuches von Olaf Scholz in 
Washington angetönt, und Scholz 
wollte klar nicht mitmachen. Das 
ist nicht nur meine Meinung, es 
gibt auch Amerikaner, die das so 
sehen: Das Ziel ist North-Stream II. 
Dabei darf man nicht vergessen, 
dass North-Stream II auf Anfrage 
der Deutschen gebaut worden ist. 
Es ist grundsätzlich ein deutsches 
Projekt. Denn Deutschland braucht 
mehr Gas, um seine Energie- und 
Klimaziele zu erreichen.

In einem Nuklear-Krieg wäre 
Europa das Schlachtfeld

Warum haben die USA darauf ge-
drängt?

Seit dem Zweiten Weltkrieg war 
es immer die Politik der USA, zu 
verhindern, dass Deutschland und 
Russland bzw. die damalige So-
wjetunion (UdSSR) enger zusam-
menarbeiten. Das, obwohl die 
Deutschen eine historische Angst 
vor den Russen haben. Aber das 
sind die beiden grössten Mächte 
Europas. Historisch gesehen gab 
es immer wirtschaftliche Bezie-
hungen zwischen Deutschland 
und Russland. Das haben die USA 
immer versucht zu verhindern. 
Man darf nicht vergessen, dass in 
einem Nuklear-Krieg Europa das 
Schlachtfeld wäre. Das heisst, dass 
in so einem Fall die Interessen Eu-
ropas und der Vereinigten Staaten 
nicht unbedingt dieselben wären. 

Das erklärt, warum in den 1980er 
Jahren die Sowjetunion pazifisti-
sche Bewegungen in Deutschland 
unterstützt hat. Eine engere Bezie-
hung zwischen Deutschland und 
Russland würde die amerikanische 
Nuklearstrategie nutzlos machen.

Die USA haben immer die Energie-
abhängigkeit kritisiert?

Es ist eine Ironie, dass die USA 
die Energieabhängigkeit Deutsch-
lands bzw. Europas von Russland 
kritisieren. Russland ist der zweit-
grösste Öllieferant an die USA. Die 
USA kaufen ihr Öl hauptsächlich 
von Kanada, dann von Russland, 
gefolgt von Mexiko und Saudi-
Arabien. Das heisst, die USA sind 
abhängig von Russland. Das gilt 
zum Beispiel auch für Raketenmo-
toren. Das stört die USA nicht. 
Aber es stört die USA, dass die Eu-
ropäer von Russland abhängig 
sind.

Während des Kalten Krieges hat 
Russland, also die Sowjetunion, im-
mer alle Gas-Verträge eingehalten. 
Die russische Denkweise ist diesbe-
züglich sehr ähnlich wie die schwei-
zerische. Russland befolgt die Ge-
setze, es fühlt sich an die Regeln 
gebunden wie die Schweiz. Man ist 
zwar emotional, aber die Regeln 
gelten, und man setzt diese Regeln 
durch. Während des Kalten Krieges 
hat die Sowjetunion nie eine Ver-
bindung zwischen Wirtschaft und 
Politik gemacht. Die Auseinander-
setzung in der Ukraine ist eine rein 
politische Auseinandersetzung.

Die Theorie Brzezińskis, dass die 
Ukraine der Schlüssel zur Beherr-
schung Asiens sei, spielt hier auch 
eine Rolle?

Brzeziński war sicher ein grosser 
Denker und beeinflusst das strate-
gische Denken der USA nach wie 
vor. Aber dieser Aspekt ist meiner 
Ansicht nach nicht so zentral in 
dieser Krise. Die Ukraine ist sicher 
wichtig. Aber die Frage, wer die 
Ukraine beherrscht oder kontrol-
liert, steht nicht im Zentrum. Die 
Russen verfolgen nicht das Ziel der 
Kontrolle der Ukraine. Das Pro-
blem für Russland mit der Ukraine 
ist wie auch für andere Länder ein 
militärstrategisches.

Was heisst das?
In der ganzen Diskussion, die im 

Moment überall geführt wird, wird 

Entscheidendes ausser Acht gelas-
sen. Gewiss, man redet von Nukle-
arwaffen, aber etwa so wie in ei-
nem Film. Die Realität ist etwas 
anders. Die Russen wollen einen 
Abstand zwischen Nato und Russ-
land. Das Kernelement der Nato ist 
die US-amerikanische Nuklear-
macht. Das ist die Essenz der Nato. 
Als ich bei der Nato gearbeitet 
habe, hat Jens Stoltenberg – er 
war bereits mein Chef – immer ge-
sagt: «Die Nato ist eine Nuklear-
macht». Heute, wenn die USA in 
Polen und Rumänien Raketensy-
steme stationieren, dann sind das 
die sogenannten MK-41 Systeme.

Sind das Defensivwaffen? 
Die USA sagen natürlich, sie sei-

en rein defensiv. Man kann tatsäch-
lich Defensivraketen von diesen 
Abschussrampen loslassen. Aber 
man kann mit dem gleichen System 
auch Nuklearraketen verwenden. 
Diese Rampen sind ein paar Minu-
ten von Moskau entfernt. Wenn in 
einer Situation der erhöhten Span-
nung in Europa etwas passiert und 
die Russen aufgrund von Satelliten-
bildern merken, dass es bei den Ab-
schussrampen Aktivitäten gibt und 
irgendetwas vorbereitet wird, wer-
den sie dann abwarten, bis mögli-
cherweise Atomraketen Richtung 
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Moskau abgeschossen werden?

Wohl kaum…
…natürlich nicht. Sie würden so-

fort einen Präventivangriff starten. 
Die ganze Zuspitzung entstand, 
nachdem die USA aus dem ABM-
Vertrag ausgetreten waren [Ver-
trag zur Begrenzung von Systemen 
zur Abwehr von ballistischen Rake-
ten]. Unter der Gültigkeit des ABM-
Vertrags hätten sie ein solches Sy-
stem nicht in Europa stationieren 
können. Wenn es um eine Ausein-
andersetzung geht, braucht man 
immer eine gewisse Reaktionszeit. 
Nur schon, weil Fehler passieren 
könnten.

So etwas haben wir während 
des Kalten Krieges auch gehabt. Je 
grösser die Distanz zu den Statio-
nierungsorten ist, um so mehr Zeit 
hat man, um zu reagieren. Wenn 
die Raketen zu nahe am russischen 
Territorium stationiert sind, gibt es 
bei einem Angriff keine Zeit mehr, 
darauf zu reagieren, und man läuft 
viel schneller Gefahr, in einen 
Atomkrieg zu geraten. Das betrifft 
alle Länder rundherum. Die Russen 
haben das natürlich realisiert, und 
auf Grund dessen den Warschauer 
Pakt gegründet.

Die Bedeutung der  
Nuklear-Waffen wird grösser 

Zuerst war doch die Nato da…
Die Nato wurde 1949 gegründet 

und erst sechs Jahre später der 
Warschauer Pakt. Der Grund dafür 
war die Wiederbewaffnung der 
BRD und ihre Aufnahme in die Nato 
1955. Wenn man die Karte von 
1949 anschaut, dann sieht man ei-
nen sehr grossen Abstand zwi-
schen der Nuklearmacht Nato und 
der UdSSR. Als die Nato durch den 
Beitritt Deutschlands weiter Rich-
tung russische Grenze vorrückte, 
gründete Russland den Warschau-
er Pakt. Die osteuropäischen Staa-
ten waren bereits alle kommuni-
stisch, und die KP war in allen 
Ländern sehr stark. Fast schlimmer 
als in der UdSSR. Die UdSSR wollte 
einen Sicherheitsgürtel um sich 
herumhaben, deshalb kreierte sie 
den Warschauer Pakt. Sie wollte ein 
Vorfeld sicherstellen, um möglichst 
lang einen konventionellen Krieg 
führen zu können. Das war die 
Idee: so lange wie möglich im kon-

ventionellen Bereich zu bleiben 
und nicht unmittelbar in den nukle-
aren zu geraten.

Ist das heute auch noch so? 
Nach dem Kalten Krieg hat man 

die Nuklearrüstung etwas verges-
sen. Sicherheit war nicht mehr 
eine Frage der Nuklearwaffen. Der 
Irak-Krieg, der Afghanistan-Krieg 
waren Kriege mit konventionellen 
Waffen, und die nukleare Dimensi-
on geriet etwas aus dem Blickfeld. 
Aber die Russen haben das nicht 
vergessen. Sie denken sehr strate-
gisch. Ich besuchte seinerzeit in 
Moskau in der Woroschilowsk-
Akademie den Generalstab. Dort 
konnte man sehen, wie die Men-
schen denken. Sie überlegen stra-
tegisch, so wie man in Kriegszeiten 
denken sollte.

Kann man das heute erkennen?
Das sieht man heute sehr ge-

nau. Putins Leute denken strate-
gisch. Es gibt ein strategisches 
Denken, ein operatives und ein 
taktisches Denken. Die westlichen 
Länder, das hat man in Afghani-
stan oder im Irak gesehen, haben 
keine Strategie. Das ist genau das 
Problem, das die Franzosen in 
Mali haben. Mali hat nun ver-
langt, dass sie das Land verlassen, 
denn die Franzosen töten Men-
schen ohne Strategie und ohne 
Ziel. Bei den Russen ist das ganz 
anders, sie denken strategisch. Sie 
haben ein Ziel. So ist es auch bei 
Putin.

In unseren Medien wird immer 
wieder berichtet, dass Putin Atom-
waffen ins Spiel gebracht habe. Ha-
ben Sie das auch gehört?

Ja, Wladimir Putin hat am 
27. Februar seine Nuklearkräfte in 
den Alarmzustand Stufe 1 ge-
setzt. Das ist aber nur die Hälfte 
der Geschichte. Am 11./12. Febru-
ar fand die Sicherheitskonferenz 
in München statt. Selenskyj war 
dort. Er äusserte, dass er Nuklear-
waffen beschaffen möchte. Das 
wurde als eine potenzielle Bedro-
hung interpretiert. Im Kreml ging 
natürlich die rote Lampe an. Um 
das zu verstehen, muss man das 
Abkommen von Budapest 1994 
im Hinterkopf haben. Dabei ging 
es darum, die Atomraketen in den 
ehemaligen Sowjetrepubliken zu 
vernichten und nur Russland als 

Atommacht bestehen zu lassen. 
Auch die Ukraine übergab die 
Atomwaffen an Russland, und 
Russland sicherte als Gegenlei-
stung die Unverletzlichkeit der 
Grenzen zu. Als die Krim zurück 
an Russland ging, 2014, sagte die 
Ukraine, sie würde sich auch nicht 
mehr an das Abkommen von 
1994 halten.

Zurück zu den Atomwaffen. Was 
hat Putin wirklich gesagt?

Falls Selenskyj Nuklearwaffen 
zurückhaben wollte, wäre das für 
Putin sicher ein inakzeptabler Weg. 
Wenn man direkt an der Grenze 
Nuklearwaffen hat, dann gibt es 
nur sehr wenig Vorwarnungszeit. 
Nach dem Besuch von Macron gab 
es eine Pressekonferenz, und Putin 
sagte dort unmissverständlich, dass 
wenn der Abstand zwischen der 
Nato und Russland zu gering sei, 
dies ungewollt zu Komplikationen 
führen könne. Aber das entschei-
dende Element lag am Anfang des 
Krieges gegen die Ukraine, als der 
französische Aussenminister Putin 
drohte, indem er betonte, dass die 
Nato eine Nuklearmacht sei. Dar-
auf reagierte Putin und versetzte 
seine Atomstreitkräfte in eine erste 
Alarmbereitschaft. Die Presse er-
wähnte das natürlich nicht. Putin 
ist ein Realist, er ist bodenständig 
und zielgerichtet.

Was hat Putin veranlasst, jetzt mili-
tärisch einzugreifen?

Am 24. März 2021 hat Selenskyj 
das Dekret erlassen, das besagt, 
dass er die Krim zurückerobern 
werde. Er hat Vorbereitungen 
dazu getroffen. Ob das seine Ab-
sicht war oder nur ein politisches 
Manöver, das weiss man nicht. 
Was man aber gesehen hat, ist, 
dass er die ukrainische Armee im 
Donbas-Gebiet massiv verstärkt 
und im Süden Richtung Krim zu-
sammengezogen hat. Den Russen 
ist das natürlich aufgefallen. 
Gleichzeitig hat die Nato im April 
letzten Jahres ein sehr grosses Ma-
növer zwischen Baltikum und 
Schwarzem Meer durchgeführt. 
Das hat die Russen verständlicher-
weise aufgeschreckt. Sie haben im 
südlichen Militärbezirk Übungen 
abgehalten, um Präsenz zu mar-
kieren. Danach ist alles etwas ruhi-
ger geworden, und im September 
hat Russland schon lange geplan-
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te «Zapad 21»-Übungen abgehal-
ten. Diese Übungen werden alle 
vier Jahre durchgeführt. Am Ende 
des Manövers sind einige Trup-
penteile in der Nähe von Belarus 
geblieben. Das waren Truppen aus 
dem östlichen Militärbezirk. Es 
wurde vor allem Material dort zu-
rückgelassen, denn es war auf An-
fang dieses Jahres ein grosses Ma-
növer mit Belarus geplant.

Wie hat der Westen darauf rea-
giert?

Europa und vor allem die USA 
interpretierten das als eine Ver-
stärkung der Angriffskapazität 
auf die Ukraine. Unabhängige mi-
litärische Experten, aber auch der 
Chef des ukrainischen Sicherheits-
rats sagten, dass keine Kriegsvor-
bereitungen im Gange seien. Rus-
sland liess das Material vom 
Oktober für die Übungen mit 
Belarus zurück – das war nicht ge-
plant für einen Angriff. Soge-
nannte westliche Militärexperten 
– vor allem aus Frankreich – be-
zeichneten das sofort als Kriegs-
vorbereitung und stellten Putin 
als verrückten Diktator hin. Das ist 
die ganze Entwicklung, die es von 
Ende Oktober 2021 bis Anfang 
dieses Jahres gegeben hat. Die 
Kommunikation der USA und der 
Ukraine zu diesem Thema war 
sehr widersprüchlich. Die einen 
sprachen von geplantem Angriff, 
die anderen dementierten. Es war 
ein ständiges Hin und Her im Sin-
ne von ja und nein.

Die OSZE berichtet schweren 
Beschuss der Volksrepubliken 
Lugansk und Donezk  
im Februar durch die Ukraine

Was geschah im Februar?
Ende Januar scheint sich die Si-

tuation zu ändern, und es scheint, 
dass die USA mit Selenskyj gespro-
chen haben, denn dann gab es 
eine Veränderung. Ab Anfang Fe-
bruar haben die USA immer wie-
der gesagt, die Russen stünden 
unmittelbar davor, anzugreifen. 
Sie haben Szenarien von einem 
Angriff verbreitet. So hat Antony 
Blinken vor dem Uno-Sicherheits-
rat gesprochen und dargelegt, wie 
sich der Angriff der Russen abspie-
len wird. Er wisse das von den 
Nachrichtendiensten. Das erinnert 
an die Situation 2002/2003 vor 
dem Angriff auf den Irak. Auch 
hier hat man sich angeblich auf die 
Analyse der Geheimdienste abge-
stützt. Das stimmte auch damals 
nicht. Denn die CIA war nicht über-
zeugt von der Präsenz von Mas-
senvernichtungswaffen im Irak. 
Rumsfeld stützte sich also nicht 
auf die CIA ab, sondern auf eine 
kleine vertrauliche Gruppe inner-
halb des Verteidigungsministeri-
ums, die eigens für diese Situation 
kreiert worden war, um so die 
Analysen der CIA zu umgehen.

Wo kommen denn heute die Infor-
mationen her?

Im Zusammenhang mit der 
Ukraine hat Blinken genau das 
Gleiche getan. Man kann es daran 

feststellen, dass sich 
niemand aus der CIA 
dazu geäussert hat. 
U S - a m e r i k a n i s c h e 
Analytiker haben ge-
merkt, dass die Nach-
richtendienste in die-
sem Zusammenhang 
nicht in Erscheinung 
getreten sind. Alles, 
was Blinken erzählte, 
kam aus einer Gruppe, 
die er selbst zusam-
mengerufen hatte, in-
nerhalb seines De-
partements – ein 
sogenanntes Tiger-
Team. Diese Szenarien, 
die man uns vorgelegt 
hat, kommen nicht aus 
nachrichtendienstli-
chen Erkenntnissen. 
Sogenannte Experten 

haben also ein gewisses Szenario 
mit einer politischen Agenda er-
funden. So entstand das Gerücht, 
die Russen würden angreifen. Joe 
Biden sagte also, er wisse, dass die 
Russen am 16. Februar angreifen 
würden. Als er gefragt wurde, 
woher er das wisse, antwortete 
er, dass die USA gute nachrichten-
dienstliche Kapazitäten hätten. Er 
erwähnte weder die CIA noch 
den nationalen Nachrichten-
dienst.

Ist denn am 16. Februar etwas ge-
schehen?

Ja, an diesem Tag sehen wir eine 
extreme Zunahme von Waffenstill-
standsverletzungen durch das 
ukrainische Militär entlang der 
Waffenstillstandslinie, der soge-
nannten Kontaktlinie. Es gab in den 
letzten acht Jahren immer wieder 
Verletzungen, aber seit dem 12. Fe-
bruar hatten wir eine extreme Zu-
nahme, und zwar an Explosionen 
besonders im Gebiet von Donezk 
und Lugansk. Das ist nur bekannt, 
weil alles von der OSZE-Mission im 
Donbas protokolliert wurde. Man 
kann diese Protokolle in den «Daily 
reports» der OSZE nachlesen.

Was wollte das ukrainische Militär 
damit erreichen?

Es handelte sich sicher um den 
Anfang einer Offensive gegen den 
Donbas. Als der Artilleriebeschuss 
immer stärker wurde, begannen 
die Behörden der beiden Republi-
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ken, die Zivilbevölkerung zu eva-
kuieren und nach Russland zu 
bringen. Sergej Lawrow sprach in 
einem Interview von 100 000 Ge-
flüchteten. In Russland sah man 
die Anzeichen einer grossangeleg-
ten Operation. 

Was waren die Folgen?
Dieses Vorgehen des ukraini-

schen Militärs hat im Grunde ge-
nommen alles ausgelöst. Zu diesem 
Zeitpunkt war für Putin klar, dass 
die Ukraine eine Offensive gegen 
die beiden Republiken durchfüh-
ren will. Am 15. Februar hatte das 
russische Parlament, die Duma, 
eine Resolution angenommen, die 
vorschlägt, die beiden Republiken 
anzuerkennen. Putin reagierte zu-
nächst nicht darauf, doch als die 
Angriffe immer stärker wurden, 
entschied er sich am 21. Februar, 
die Forderung der parlamentari-
schen Resolution umzusetzen.

Ursachen des  
Rechtsextremismus  
in der Ukraine

Warum hat Putin diesen Schritt 
vollzogen?

In dieser Situation hatte er 
kaum eine andere Wahl, als das zu 
tun, weil die russische Bevölke-
rung kaum verstanden hätte, 
wenn er nichts zum Schutz der rus-
sischstämmigen Bevölkerung im 
Donbas getan hätte. Für Putin war 
klar, dass, wenn er darauf reagiert 
und interveniert, der Westen mit 
massiven Sanktionen reagieren 
wird, ganz unabhängig davon, ob 
er nur den Republiken hilft oder 
die ganze Ukraine angreift. Im er-
sten Schritt anerkannte er die Un-
abhängigkeit der beiden Republi-
ken. Am gleichen Tag schloss er 
mit den beiden Republiken ein Ab-
kommen über Freundschaft und 
Zusammenarbeit ab. Dadurch hat 
er gemäss Kapitel 51 der Uno-
Charta im Sinne der kollektiven 
Verteidigung und der Selbstvertei-
digung das Recht, den beiden Re-
publiken zu helfen. Damit schuf er 
die rechtliche Grundlage, mit mili-
tärischen Mitteln den beiden Re-
publiken zu Hilfe zu kommen.

Aber er hat nicht nur den Republi-
ken geholfen, sondern die ganze 
Ukraine angegriffen…

Putin hatte zwei Möglichkeiten: 
Erstens mit der russischsprachigen 
Bevölkerung im Donbas zusam-
men gegen die Angreifer, also die 
ukrainische Armee, zu kämpfen; 
zweitens an mehreren Stellen die 
Ukraine anzugreifen, um die ukrai-
nischen Militärkapazitäten zu 
schwächen. Putin hat auch einkal-
kuliert, dass es, egal was er macht, 
Sanktionen hageln wird. Deshalb 
hat er sich sicher für die Maximal-
variante entschieden, wobei man 
ganz klar sagen muss, dass Putin 
nie davon gesprochen hat, die 
Ukraine in Besitz nehmen zu wol-
len. Seine Zielsetzung ist klar und 
deutlich: Entmilitarisierung und 
Entnazifizierung.

Was ist der Hintergrund dieser Ziel-
setzung?

Die Entmilitarisierung ist ver-
ständlich, denn die Ukraine hatte 
die ganze Armee im Süden zwi-
schen Donbas und Krim zusam-
mengezogen. Das heisst, mit ei-
ner schnellen Operation könnte 
er die Truppen einkesseln. Ein 
grosser Teil der ukrainischen Ar-
mee ist im Bereich Donbas, Mariu-
pol und Saporoshje in einem gros-
sen Kessel. Die Russen haben die 
Armee eingekreist und damit 
neutralisiert. Bleibt noch die Ent-
nazifizierung. Wenn die Russen so 
etwas sagen, dann ist es meistens 
nicht einfach eine Erfindung. Es 
gibt starke Verbände von Rechts-
radikalen. Neben der ukrainischen 
Armee, die sehr unzuverlässig ist, 
wurden seit 2014 starke paramili-
tärische Kräfte ausgebaut, dazu 
gehört zum Beispiel das bekannte 
Asow-Regiment. Aber es sind 
noch viel mehr. Es gibt sehr viele 
dieser Gruppen, die zwar unter 
ukrainischem Kommando stehen, 
aber nicht nur aus Ukrainern be-
stehen. Das Asow-Regiment be-
steht aus 19 Nationalitäten, dar-
unter sind Franzosen, sogar 
Schweizer etc. Das ist eine Frem-
denlegion. Insgesamt sind diese 
rechtsextremen Gruppen unge-
fähr 100 000 Kämpfer stark, laut 
Reuters.

Warum gibt es so viele paramilitäri-
sche Organisationen?

In den Jahren 2015/2016 war 
ich mit der Nato in der Ukraine. Die 
Ukraine hatte ein grosses Problem, 
sie hatte zu wenig Soldaten, denn 

die ukrainische Armee hat eine der 
höchsten Selbstmordraten. Die 
meisten Toten hatte sie wegen 
Selbstmord und Alkoholproble-
men. Sie hatte Mühe, Rekruten zu 
finden. Ich wurde wegen meiner 
Erfahrung an der Uno angefragt, 
dort mitzuhelfen. In diesem Zu-
sammenhang war ich mehrmals in 
der Ukraine. Der Hauptpunkt war, 
dass die Armee in der Bevölkerung 
nicht glaubwürdig ist und auch 
militärisch keine Glaubwürdigkeit 
besitzt. Deshalb förderte die Ukrai-
ne die paramilitärischen Kräfte im-
mer stärker und baute sie aus. Das 
sind Fanatiker mit einem starken 
Rechtsextremismus.

Woher kommt der Rechtsextremis-
mus?

Dessen Entstehung geht auf die 
1930er Jahre zurück. Nach den ex-
tremen Hungerjahren, die als Ho-
lodomor in die Geschichte eingin-
gen, bildete sich ein Widerstand 
gegen die sowjetische Macht. Um 
die Modernisierung der UdSSR zu 
finanzieren, hatte Stalin die Ern-
ten konfisziert und so eine nie da-
gewesene Hungersnot provoziert. 
Es war der NKWD, der Vorgänger 
des KGB [sowjetischer Geheim-
dienst], der diese Politik umsetzte. 
Der NKWD war territorial organi-
siert und in der Ukraine hatten 
zahlreiche Juden hohe Komman-
doposten inne. Dadurch vermisch-
ten sich die Dinge miteinander: 
der Hass auf die Kommunisten, 
der Hass auf die Russen und der 
Hass auf die Juden. Die ersten 
rechtsextremen Gruppen stam-
men aus dieser Zeit, und es gibt 
sie immer noch. Während des 
Zweiten Weltkriegs brauchten die 
Deutschen diese Rechtsextremi-
sten wie die OUN von Stepan Ban-
dera, die ukrainische Aufstandsar-
mee, und andere, um sie als 
Guerilla gegen die Sowjets einzu-
setzen. Damals betrachtete man 
die Streitkräfte des 3. Reiches als 
Befreier, so wird zum Beispiel die 
2. Panzerdivision der SS, «Das 
Reich», die Charkow 1943 von den 
Sowjets befreit hatte, heute noch 
verehrt in der Ukraine. Das geo-
grafische Zentrum des rechtsex-
tremen Widerstands war in Lwow, 
heute Lwiw, das ist in Galizien. 
Diese Region hatte sogar ihre ei-
gene 14. SS-Panzergrenadierdivi-
sion «Galizien», eine SS-Division, 
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die ausschliesslich aus Ukrainern 
bestand. 

Die OUN ist während des Zweiten 
Weltkriegs entstanden und hat die 
Zeit der Sowjetunion überlebt?

Nach dem Zweiten Weltkrieg 
war der Feind immer noch die Sow-
jetunion. Der Sowjetunion ist es 
nicht gelungen, diese antisowjeti-
schen Bewegungen vollständig zu 
eliminieren. Die USA, Frankreich 
und Grossbritannien realisierten, 
dass die OUN nützlich sein konnte 
und unterstützten sie im Kampf ge-
gen die Sowjetunion mittels Sabo-
tage und mit Waffen. Bis anfangs 
der 60er Jahre wurden diese Orga-
nisationen vom Westen her unter-
stützt. Insbesondere durch die 
Operationen Aerodynamic, Valu-
able, Minos, Capacho, und andere. 
Seit dieser Zeit gab es in der Ukrai-
ne immer Kräfte, die einen engen 
Bezug zum Westen und zur Nato 
hatten. Heute ist es die Schwäche 
der ukrainischen Armee, die dazu 
geführt hat, dass man auf diese fa-
natischen Gruppierungen zurück-
greift. Sie als Neonazis zu bezeich-
nen, stimmt für mich nicht ganz. Sie 
sympathisieren mit dem Gedan-
kengut, sie haben die Abzeichen, 
aber sie haben weder eine politi-
sche Doktrin noch einen politischen 
Plan.

Nach 2014 wurden zwei Abkom-
men vereinbart, um die Situation in 
der Ukraine zu befrieden. Welche 
Bedeutung haben die Abkommen 
im Zusammenhang mit der jetzi-
gen Auseinandersetzung?

Ja, das ist wichtig zu verstehen, 
denn die Nichterfüllung dieser 
beiden Abkommen hat im Grun-
de genommen zum Krieg geführt. 
Seit 2014 gäbe es eine Lösung für 
den Konflikt, das Minsker Abkom-
men. Im September 2014 war of-
fensichtlich, dass die ukrainische 
Armee eine sehr schlechte Kriegs-
führung hatte, obwohl sie von der 
Nato beraten wurde. Sie hatte 
ständig Misserfolge. Deshalb 
musste sie in das Minsker Abkom-
men I im September 2014 einwil-
ligen. Es war ein Vertrag zwischen 
der ukrainischen Regierung und 
den Vertretern der beiden selbst-
ernannten Republiken Donezk 
und Lugansk mit den europä-
ischen und russischen Garantie-
mächten.

Doppelspiel der EU und der USA

Wie kam es damals zu der Grün-
dung dieser beiden Republiken?

Um das zu verstehen, müssen 
wir in der Geschichte noch etwas 
zurückgehen. Im Herbst 2013 woll-
te die EU ein Handels- und Wirt-
schaftsabkommen mit der Ukraine 
abschliessen. Die EU bot für die 
Ukraine eine Garantie für Entwick-
lung mit Subventionen, mit Export 
und Import etc. Die ukrainischen 
Behörden wollten das Abkommen 
abschliessen. Doch es war nicht 
ganz unproblematisch, denn die 
ukrainische Industrie und die Land-
wirtschaft waren bezüglich Quali-
tät und Produkte auf Russland aus-
gerichtet. Die Ukrainer haben 
Motoren für russische Flugzeuge 
entwickelt, nicht für europäische 
oder amerikanische. Die allgemei-
ne Ausrichtung der Industrie war 
Richtung Osten und nicht nach 
Westen. Qualitativ konnte die 
Ukraine im Wettbewerb mit dem 
europäischen Markt schwer beste-
hen. Deshalb wollten die Behörden 
mit der EU kooperieren und gleich-
zeitig die Wirtschaftsbeziehungen 
mit Russland aufrechterhalten.

Wäre das möglich gewesen?
Russland hatte seinerseits kein 

Problem mit den Plänen der Ukrai-
ne. Aber Russland wollte seine 
Wirtschaftsbeziehungen zur 
Ukraine behalten. Deshalb schlug 
es vor, mit einer trilateralen Ar-
beitsgruppe zwei Abkommen zu 
erstellen: eines zwischen der 
Ukraine und der EU und eines 
zwischen der Ukraine und Rus-
sland. Ziel war es, die Interessen 
von allen Beteiligten abzudecken. 
Es war die Europäische Union, in 
der Person von Barroso, die von 
der Ukraine verlangt hat, sich zwi-
schen Russland und der EU zu 
entscheiden. Die Ukraine hat sich 
daraufhin Bedenkzeit ausbedun-
gen und eine Pause im ganzen 
Prozess verlangt. Danach spielten 
die EU und die USA kein ehrliches 
Spiel.

Warum?
Die westliche Presse titelte: «Russ-

land übt Druck auf die Ukraine aus, 
um den Vertrag mit der EU zu verhin-
dern». Das war falsch. Das war nicht 
der Fall. Die Regierung der Ukraine 
bekundete weiterhin Interesse an 

dem Vertrag mit der EU, aber sie 
wollte noch mehr Bedenkzeit und 
die Lösungen für diese komplexe Si-
tuation genau prüfen. Aber das sag-
te die Presse in Europa nicht. Am 
nächsten Tag tauchten Rechtsextre-
me aus dem Westen des Landes auf 
dem Maidan in Kiew auf. Was sich 
dort alles mit Billigung und Unter-
stützung des Westens abgespielt 
hat, ist grausig. Aber das alles aufzu-
rollen, würde unseren Rahmen 
sprengen.

Was geschah, nachdem Januko-
witsch, der demokratisch gewählte 
Präsident, gestürzt worden war?

Die neue provisorische Regie-
rung – hervorgegangen aus der 
nationalistischen extremen Rech-
ten – hat sofort, als erste Amts-
handlung, das Gesetz über die of-
fizielle Sprache in der Ukraine 
geändert. Das beweist auch, dass 
dieser Umsturz nichts mit Demo-
kratie zu tun hatte, sondern es 
waren Nationalisten, und zwar 
Hardliner, die den Aufstand orga-
nisiert hatten. Diese Gesetzesän-
derung löste in den russischspra-
chigen Gebieten einen Sturm aus. 
Man organisierte in allen Städten 
des Südens, in Odessa, in Mariu-
pol, in Donezk, in Lugansk, auf der 
Krim etc. grosse Demonstrationen 
gegen das Sprachgesetz. Darauf 
reagierten die ukrainischen Be-
hörden sehr massiv und brutal, 
und zwar mit der Armee. Kurzfri-
stig wurden autonome Republi-
ken ausgerufen, in Odessa, Char-
kow, Dnjepropetrowsk, Lugansk, 
Donezk und weitere. Diese wur-
den äusserst brutal bekämpft. 
Zwei sind geblieben, Donezk und 
Lugansk, die sich zu autonomen 
Republiken erklärt haben. 

Wie haben sie ihren Status legiti-
miert?

Sie haben im Mai 2014 ein Re-
ferendum durchgeführt. Sie woll-
ten Autonomie, und das ist sehr, 
sehr wichtig. Wenn sie in die Me-
dien der letzten Monate schauen, 
hat man immer von Separatisten 
gesprochen. Aber damit kolpor-
tierte man seit acht Jahren eine 
totale Lüge. Man sprach immer 
von Separatisten, – das ist völlig 
falsch, denn das Referendum hat 
ganz klar und deutlich immer von 
einer Autonomie innerhalb der 
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Ukraine gesprochen, sie wollten 
sozusagen eine Schweizer Lö-
sung. Sie waren also autonom 
und baten um die Anerkennung 
der Republiken durch Russland, 
aber die russische Regierung un-
ter Putin lehnte das ab.

Der Unabhängigkeitskampf  
der Krim

Die Entwicklung auf der Krim steht 
doch auch in diesem Zusammen-
hang? 

Man vergisst, dass sich die Krim 
für unabhängig erklärt hat, bevor 
die Ukraine unabhängig wurde. Im 
Januar 1991, also noch während 
der Zeit der Sowjetunion, hat die 
Krim ein Referendum durchge-
führt, um zu Moskau zu gehören 
und nicht mehr zu Kiew. So ist sie 
eine autonome sozialistische So-
wjetrepublik geworden. Die Ukrai-
ne hatte erst 6 Monate später ein 
Referendum durchgeführt, im Au-
gust 1991. Zu diesem Zeitpunkt be-
trachtete die Krim sich nicht als Teil 
der Ukraine. Aber die Ukraine ak-
zeptierte dies nicht. Zwischen 1991 
und 2014 war es ein ständiges Tau-
ziehen zwischen den beiden Ein-
heiten. Die Krim hatte ihre eigene 
Verfassung mit ihren eigenen Be-
hörden. 1995, ermutigt durch das 
Memorandum von Budapest, stürz-
te die Ukraine die Regierung der 
Krim mit Spezialeinheiten und er-
klärte ihre Verfassung für ungültig. 
Aber das wird nie erwähnt, denn es 
würde die heutige Entwicklung in 
einem ganz anderen Licht erschei-
nen lassen.

Was wollten die Menschen auf der 
Krim?

Sie verstanden sich tatsächlich 
immer als unabhängig. Ab 1995 
wurde die Krim per Dekret von 
Kiew aus regiert. Das stand im völli-
gen Widerspruch zum Referendum 
von 1991 und erklärt, warum die 
Krim 2014, nachdem durch den il-
legalen Putsch eine neue ultra-na-
tionalistische Regierung, die total 
antirussisch war, in der Ukraine an 
die Macht gekommen war, ein er-
neutes Referendum abhielt. Das 
Resultat war sehr ähnlich wie 30 
Jahre zuvor. Nach dem Referendum 
fragte die Krim an, ob sie in die Rus-
sische Föderation eintreten könne. 
Es war nicht Russland, das die Krim 
erobert hat, sondern die Bevölke-

rung hat die Behörden ermächtigt, 
Russland um die Aufnahme zu bit-
ten. Es gab 1997 auch ein Freund-
schaftsabkommen zwischen Rus-
sland und der Ukraine, in dem die 
Ukraine die kulturelle Vielfalt der 
Minderheiten im Land gewährlei-
stet. Als im Februar 2014 die russi-
sche Sprache verboten wurde, war 
das eine Verletzung dieses Ver-
trags.

Jetzt wird klar, dass man, wenn 
man das alles nicht kennt, Gefahr 
läuft, die Situation falsch einzu-
schätzen.

Zurück zum Minsker Abkom-
men. Es waren neben der Ukraine 
und den autonomen Republiken 
auch Garantiemächte anwesend 
wie Deutschland und Frankreich 
auf der Seite der Ukraine und Russ-
land auf der Seite der Republiken. 
Deutschland, Frankreich und Russ-
land haben das als Vertreter der 
OSZE gemacht. Die EU war daran 
nicht beteiligt, das war eine reine 
Angelegenheit der OSZE. Direkt 
nach dem Minsk I Abkommen löste 
die Ukraine eine Antiterroroperati-
on gegen die beiden autonomen 
Republiken aus. Die Regierung 
ignorierte das Abkommen also voll-
ständig und führte diese Operation 
durch. Aber es gab wieder eine to-
tale Niederlage der ukrainischen 
Armee in Debaltsewo. Es war ein 
Debakel.

Fand dies auch mit Unterstützung 
der Nato statt?

Ja, und man muss sich schon fra-
gen, was die Militärberater der 
Nato dort eigentlich gemacht ha-
ben, denn die Streitkräfte der Re-
publiken haben die ukrainische Ar-
mee völlig besiegt.

Das führte zu einem zweiten Ab-
kommen, Minsk II, das im Februar 
2015 unterzeichnet wurde. Es dien-
te als Grundlage für eine Resoluti-
on des Uno-Sicherheitsrats. Damit 
ist dieses Abkommen völkerrecht-
lich verpflichtend: Es muss umge-
setzt werden.

Hat man das auch von der Uno her 
kontrolliert?

Nein, niemand kümmerte sich 
darum, und ausser Russland ver-
langte niemand die Einhaltung 
des Minsk II Abkommens. Man 
sprach plötzlich nur noch vom 
Normandie-Format. Aber das ist 

völlig unbedeutend. Das kam zu-
stande an der Feier des D-Day im 
Juni 2014. Die Veteranen des Krie-
ges, die Staatsoberhäupter der Al-
liierten waren eingeladen sowie 
Deutschland, die Ukraine und die 
Vertreter anderer Staaten. Im Nor-
mandie-Format waren nur die 
Staatschefs vertreten, die autono-
men Republiken sind dort natür-
lich nicht dabei. Die Ukraine will 
nicht mit den Vertretern von 
Lugansk und Donezk reden. Wenn 
man aber die Minsker Abkommen 
anschaut, dann muss es eine Ab-
sprache zwischen der ukrainischen 
Regierung und den Republiken 
geben, damit die ukrainische Ver-
fassung angepasst werden kann. 
Das ist ein Prozess, der innerhalb 
des Landes geschieht, aber das 
wollte die ukrainische Regierung 
nicht.

Aber die Ukrainer haben das Ab-
kommen ebenfalls unterschrie-
ben…

…ja, aber die Ukraine wollte das 
Problem immer Russland zuschie-
ben. Die Ukrainer behaupteten, 
Russland habe die Ukraine ange-
griffen, und deshalb gebe es diese 
Probleme. Aber das war klar, es war 
ein internes Problem. Seit 2014 ha-
ben OSZE-Beobachter nie irgend-
welche russischen Militäreinheiten 
gesehen. In beiden Abkommen ist 
ganz klar und deutlich formuliert: 
Die Lösung muss innerhalb der 
Ukraine gefunden werden. Es geht 
um eine gewisse Autonomie inner-
halb des Landes, und das kann nur 
die Ukraine lösen. Das hat mit Russ-
land nichts zu tun.

Dazu braucht es die festgelegte 
Anpassung der Verfassung.

Ja, genau, aber die wurde nicht 
gemacht. Die Ukraine hat keinen 
Schritt getan. Auch die Mitglieder 
des Uno-Sicherheitsrats setzten 
sich nicht dafür ein, im Gegenteil. 
Die Lage verbesserte sich über-
haupt nicht.

Wie hat sich Russland verhalten?
Die Position von Russland war 

immer dieselbe. Es wollte, dass die 
Minsker Abkommen umgesetzt 
werden. Diese Position hat es wäh-
rend acht Jahren nie geändert. 
Während dieser acht Jahre gab es 
natürlich verschiedene Grenzver-
letzungen, Artilleriebeschuss usw., 
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aber das Abkommen hat Russland 
nie in Frage gestellt.

Wie ist die Ukraine weiter vorge-
gangen?

Die Ukraine hat anfangs Juli 
letzten Jahres ein Gesetz erlassen. 
Es war ein Gesetz, das besagte, 
dass die Leute je nach Abstam-
mung andere Rechte haben. Es er-
innert sehr an die Nürnberger Ras-
sengesetze von 1935. Nur die 
richtigen Ukrainer sind im Besitz 
aller Rechte, alle übrigen haben 
nur eingeschränkte Rechte. Da-

raufhin hat Putin einen Artikel ge-
schrieben, indem er die historische 
Entstehung der Ukraine erklärt. Er 
hat kritisiert, dass man zwischen 
Ukrainern und Russen unterschei-
det usw. Seinen Artikel schrieb er 
als Antwort auf dieses Gesetz. 
Aber in Europa interpretierte man 
das so, dass er die Ukraine als Staat 
nicht anerkennt. Das sei ein Arti-
kel, um eine mögliche Annexion 
der Ukraine zu rechtfertigen. Im 
Westen wird das alles geglaubt, 
obwohl niemand weiss, weder 
warum Putin den Artikel geschrie-
ben hat, noch was wirklich darin 
steht. Es ist offensichtlich, dass im 
Westen das Ziel bestand, ein mög-
lichst negatives Bild von Putin zu 
zeichnen. Ich habe den Artikel ge-
lesen, er ist absolut sinnvoll.

Hätten die Russen nicht auch von 
ihm erwartet, dass er dazu Stellung 
nimmt?

Natürlich, es gibt so viele Russen 
in der Ukraine. Er musste etwas 
machen. Es wäre den Leuten ge-
genüber (aber auch völkerrecht-
lich, mit der Verantwortung zu 
schützen) nicht richtig gewesen, 
wenn man das stillschweigend ak-
zeptiert hätte. Alle diese kleinen 
Details gehören unbedingt dazu, 
sonst versteht man nicht, was sich 
abspielt. Man kann das Verhalten 
Putins nur so einordnen, und man 
sieht, dass der Krieg immer mehr 
provoziert wurde. Ich kann nicht 
sagen, ob Putin gut oder schlecht 
ist. Aber so, wie er im Westen be-
urteilt wird, ist es falsch.

Schweiz verlässt den Status  
der Neutralität 

Wie beurteilen Sie die Reaktion der 
Schweiz vom letzten Wochenen-
de?

Es ist furchtbar, es ist eine Kata-
strophe. Russland hat eine Liste 
mit 48 «unfreundlichen Staaten» 
erstellt, und stellen Sie sich vor, 
die Schweiz ist auch darauf. Das 
ist jetzt wirklich eine Zeitenwen-
de, die die Schweiz aber selbst zu 
verantworten hat. Die Schweiz 
war immer «the man in the midd-
le». Wir haben mit allen Staaten 
den Dialog geführt und haben 
den Mut gehabt, in der Mitte zu 
stehen. Das ist eine Hysterie be-
züglich der Sanktionen. Russland 
ist auf diese Situation sehr gut 
vorbereitet, es wird darunter lei-
den, aber es ist darauf eingestellt. 
Das Prinzip der Sanktionen ist 
aber völlig falsch. Heute haben 
die Sanktionen die Funktion der 
Diplomatie ersetzt. Das hat man 
bei Venezuela gesehen, bei Kuba, 
beim Irak, beim Iran etc. Die Staa-
ten haben nichts getan, aber ihre 
Politik gefällt den USA nicht. Das 
ist ihr Fehler. Als ich gesehen 
habe, dass man die Behinderten-
sportler bei den Para-Olympics 
gesperrt hat, fehlten mir tatsäch-
lich die Worte. Das ist so inad-
äquat. Das trifft einzelne Men-
schen, das ist einfach gemein. Das 
gehört in die gleiche Kategorie, 
wenn der französische Aussenmi-
nister sagt, das russische Volk soll 
unter den Sanktionen leiden. Wer 
so etwas sagt, der hat für mich 
keine Ehre. Es ist nichts Positives, 
einen Krieg anzufangen, aber so 
zu reagieren, ist schlicht schänd-
lich.

Wie sehen Sie das, dass die Men-
schen auf die Strasse gehen gegen 
den Krieg in der Ukraine?

Ich frage mich natürlich: Was 
macht den Krieg gegen die Ukra-
ine schlimmer als den Krieg gegen 
den Irak, gegen Jemen, gegen Syri-
en oder Libyen? Hier gab es be-
kanntlich keine Sanktionen gegen 
den Aggressor, die USA oder dieje-
nigen, die Waffen lieferten, die ge-
gen die Zivilbevölkerung verwen-
det wurden. Ich frage mich: Wer 
macht Demonstrationen für den 
Jemen? Wer hat für Libyen de-
monstriert, wer hat für Afghani-
stan demonstriert? Man weiss 
nicht, warum die USA in Afghani-
stan waren. Ich weiss aus nachrich-
tendienstlichen Quellen, dass nie 
irgendwelche Hinweise existiert 
haben, dass Afghanistan oder 

Osama bin Laden an den Anschlä-
gen des 11. Septembers 2001 be-
teiligt waren, aber man hat trotz-
dem Krieg in Afghanistan geführt.

Warum?
Am 12. September 2001, am 

Tag nach den Anschlägen, woll-
ten die USA Vergeltung üben und 
haben entschieden, Afghanistan 
zu bombardieren. Der Generalst-
abschef der US-Luftwaffe sagte, 
dass es nicht genügend Ziele in 
Afghanistan gebe. Daraufhin 
meinte der Verteidigungsmini-
ster: «Wenn wir nicht genügend 
Ziele in Afghanistan haben, dann 
bombardieren wir den Irak.» Das 
ist nicht von mir erfunden, es gibt 
Quellen, Dokumente und Men-
schen, die dabei waren. So sieht 
die Realität aus, aber wir werden 
mit Propaganda und Manipulati-
on auf die «richtige» Seite gezo-
gen.

Wenn ich nach diesem Gespräch 
resümieren darf, dann wurde durch 
Ihre Antworten klar, dass der We-
sten schon längere Zeit immer wie-
der Öl ins Feuer gegossen und 
Russ land provoziert hat. Diese Pro-
vokationen finden aber in unseren 
Medien selten Niederschlag, doch 
die Antworten Putins werden nur 
teilweise oder verfälscht wiederge-
geben, um möglichst das Bild des 
Kriegstreibers und Unmenschen 
aufrecht zu erhalten.

Mein Grossvater war Franzose, 
er war als Soldat im Ersten Welt-
krieg und hat mir oft davon er-
zählt. Und ich muss feststellen, die 
Hysterie und die Manipulation so-
wie das unreflektierte Verhalten 
der westlichen Politiker erinnert 
mich heute sehr daran, und das 
macht mir tatsächlich grosse Sor-
gen. Wenn ich sehe, wie unser 
neutrales Land nicht mehr in der 
Lage ist, eine von der EU und den 
USA unabhängige Position einzu-
nehmen, dann schäme ich mich. Es 
braucht einen klaren Kopf und die 
Fakten, die hinter der ganzen Ent-
wicklung stehen. Nur so kann die 
Schweiz eine vernünftige Frie-
denspolitik betreiben.

Herr Baud, ich danke Ihnen für das 
Gespräch.

Interview Thomas Kaiser
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«Wann wurde jemals ein Krieg durch Sanktionen beendet?»
«Die Schweiz hätte den Weg der Verhandlungen gehen müssen»

Interview mit Nationalrätin Yvette Estermann

Zeitgeschehen im Fokus Nach 
dem Entscheid des Bundesrats 
trägt die Schweiz die EU-Sanktio-
nen gegen Russland mit. Was be-
deutet das für unser Land?

Nationalrätin Yvette Ester-
mann Es verletzt die Neutralität, 
aber es stellt sich auch die Frage, 
wann wurde jemals ein Krieg 
durch Sanktionen beendet. Wen 
betreffen diese Sanktionen? Doch 
vor allem die Bevölkerung auf bei-
den Seiten. Sie betreffen sicher 
nicht die Mächtigen, auch nicht 
diejenigen, die die Sanktionen ver-
hängt haben. Die bestehenden 
Probleme werden nicht angegan-
gen, aber Menschen werden unter 
Druck gesetzt mit dem Ziel, gegen 
ihre Regierungen aufzustehen. 
Aber zuerst leidet die Zivilbevölke-
rung, deshalb bin ich nicht erfreut, 
dass der Bundesrat die Sanktionen 
beschlossen hat.

Warum sehen Sie keinen Sinn in 
den Sanktionen?

Weil die Sanktionen gegen die 
Bevölkerung gerichtet sind, sie ver-
lieren z. B. ihre Arbeitsstellen. Aus 
humanitären Gründen bin ich da-
gegen. Besteht die Bevölkerung in 
Russland nicht aus Menschen? Wo 
ist die Solidarität mit der russischen 
Bevölkerung? Sind nur die Ukrainer 
Menschen, denen man helfen 
muss? Sehr viele Menschen werden 
in Russland unter den Sanktionen 
leiden, auch hier in der Schweiz. Es 
werden Arbeitsplätze in der 
Schweiz verlorengehen, und man 
fragt sich natürlich, ob das nicht 
noch mehr den Krieg befeuert. 

Ist das Vorgehen des Bundesrats 
mit der Neutralität vereinbar?

Vor ein paar Jahren, als Bundes-
rätin Calmy-Rey den Begriff der ak-
tiven Neutralität prägte, regte ich 
mich etwas auf. Inzwischen muss 
ich feststellen, dass das ganz harm-
los war im Gegensatz zu dem, was 
wir heute von unseren Politikern 
hören. Die Schweiz muss sich be-
wusst sein, dass die Neutralität im 
Zweiten Weltkrieg ganz entschei-
dend für unser Land war. Wir ver-
danken diese unter anderem dem 

russischen Zaren, der in Frédéric-
César de La Harpe  einen Mentor 
und Lehrer aus der Schweiz hatte. 
Durch ihn fühlte sich der Zar zeit 
seines Lebens mit der Schweiz ver-
bunden und setzte sich vor über 
200 Jahren auf dem Wiener Kon-
gress 1815 massgeblich für die 
völkerrechtliche Anerkennung der 
Schweizer Neutralität ein. Manch-
mal frage ich mich, wo das Be-
wusstsein darüber geblieben ist. 
Vielleicht muss die Neutralität erst 
verloren gehen, bevor man ihren 
Wert schätzen kann. Aber dann ist 
es in der Regel zu spät.

Was hätte die Schweiz tun sollen?
Sie hätte den Weg der Verhand-

lungen gehen müssen und nicht 
die Sanktionen des Westens über-
nehmen, die nichts anderes als 
eine Provokation darstellen. An-
statt sich mit den Konfliktparteien 
an einen Tisch zu setzen, hat man 
Sanktionen ergriffen. Sind diese 
tatsächlich das Mittel, um diesen 
Krieg zu beenden, um auf diesen 
Krieg zu reagieren? Giesst man da-
mit nicht noch mehr Öl ins Feuer? 

Der französische Aussenminister 
sagte, dass das russische Volk unter 
den Sanktionen leiden müsse. Was 
sagen Sie zu dieser Aussage?

Das ist die Strategie, die man 
verfolgt. Vor ein paar Jahren war 
ich in Moskau an einem Gesund-
heitskongress und habe mit den 
Menschen gesprochen. Ich bin si-
cher, dass viele Staatschefs hier im 
Westen Putin um die Unterstüt-
zung durch seine Bevölkerung be-
neiden. Ich habe nicht mit Politi-
kern gesprochen, sondern mit der 
Bevölkerung. Sie alle zeigten Be-
wunderung für Putin, und das soll 
mit den Sanktionen geändert wer-
den. Man will, dass die Menschen, 
die gestern noch zu ihm gestan-
den sind, sich heute gegen ihn auf-
lehnen. Ein US-amerikanischer Se-
nator hat dazu aufgerufen, Putin 
umzubringen, damit tue man Gu-
tes für die Menschheit. Wenn so 
eine Stimmung herrscht, dass man 
dazu aufruft, Menschen zu töten, 
wohin soll das führen! So wird 

man keinen Krieg beenden. 

Warum hat der Bundesrat diesen 
Schritt getan und den Weg der 
Neutralität verlassen?

Ich denke, dass der Bundesrat 
ein Opfer des Friedens und des 
Wohlstands ist. Wenn man immer 
auf der sonnigen Seite steht, sich 
nie dem kalten eisigen Wind ent-
gegenstellen muss, knickt man 
beim ersten Sturm ein. Aber es ist 
nicht allein der Bundesrat. Schau-
en Sie sich das Parlament und 
grosse Teile der Bevölkerung an. 
Die Menschen sind zu wenig ge-
wappnet für Krisensituationen. 

Bei der älteren Generation ist das 
anders…

Ja, die älteren Menschen, die 
Entbehrungen und Not noch erlebt 
haben, zeigen eine gewisse Ro-
bustheit, auch einmal schwierige 
Zeiten zu durchleben. Das ist auch 
der Unterschied zwischen Ost und 
West. Dort waren die Menschen 
gewohnt, dem kalten Wind ausge-
setzt zu sein. Hier im Westen ging 
es lange gut. Es fehlt die Erfahrung, 
mit einer Krise fertigzuwerden. Das 
haben wir bei Corona erlebt und 
jetzt bei der kriegerischen Ausein-
andersetzung. Auch dürfen wir die 
Medien nicht vergessen, die eine 
extreme Stimmung gegen Rus-
sland erzeugt haben. Der Westen 
hat sehr viel falsch gemacht.

Inwiefern?
Die Provokationen gegenüber 

Russland in den letzten Jahren und 
das Ignorieren der russischen Be-
mühungen für mehr Frieden und 
Zusammenarbeit hat jetzt zu Op-
fern auf beiden Seiten geführt. 
Das geht auch auf das Konto des 

Nationalrätin Yvette Estermann, SVP (Bild thk)

Fortsetzung auf Seite 11



11Zeitgeschehen im Fokus  Nr. 4/5 | 15. März 2022

Westens, insbesondere der Nato. 
Es ist nicht nur der Aggressor Pu-
tin, sondern der Westen ist schuld 
dran, dass es so weit gekommen 
ist.

Beim letzten Sicherheitsbericht der 
ETH finden 95 % der Bevölkerung 
die Neutralität äusserst wichtig. 
Warum haben die Menschen nicht 
darauf reagiert, als der Bundesrat 
die Sanktionen der EU übernom-
men hat und damit den Weg der 
Neutralität verlassen hat? Er selbst 
sprach ja sogar von einer Wende. 

Die Menschen sehen die Konse-
quenzen nicht. Die Medien haben 
das gefordert und sekundiert. Die 
Menschen kennen die Geschichte 

zu wenig. Ich wünsche mir mehr 
geschichtliches Bewusstsein auch 
hier im Parlament. Wer kann in der 
aktuellen Situation jetzt noch Ver-
handlungen anbieten, und wer 
kann für Frieden sorgen? 

Passt es nicht zum schleichenden 
Abbau der Neutralität?

Ja, ich kann mich erinnern, als 
ich noch zur Schule ging, dass die 
Schweiz immer wieder erwähnt 
wurde als ein Ort, an dem Frie-
densgespräche geführt wurden. 
Genf stand immer im Vorder-
grund. Das ist in den letzten Jah-
ren weniger geworden. Das darf 
doch nicht sein, dass wir den grös-
sten Schatz, den wir haben, um 
Menschen zu verbinden und für 

den Frieden zu wirken mit einem 
Handstreich weggeben, nur weil 
es Druck vom Ausland und den 
Medien gab. Ich möchte gerne 
wissen, wer jetzt bereit ist, Frie-
densgespräche zu führen, die auch 
von den Konfliktparteien akzep-
tiert werden. Die Schweiz ist schon 
weggefallen. Haben wir mit die-
sem Schritt den Krieg beendet und 
das Leid der Menschen gemildert? 
Nein, das haben wir nicht. Aber 
wir haben die Möglichkeit, für den 
Frieden zu wirken, achtlos ver-
spielt. 

Frau Nationalrätin Estermann, ich 
danke Ihnen für das Gespräch.

Interview Thomas Kaiser

«Die Neutralität ist ein Friedenskonzept»
«Ein Schritt Richtung Nato wäre völlig falsch und verheerend»

Interview mit Nationalrat Lukas Reimann

Zeitgeschehen im Fokus Welche 
Auswirkungen hat die Übernahme 
der EU-Sanktionen auf die 
Schweiz?

Nationalrat Lukas Reimann Es 
ist ein Bruch mit der bisherigen 
Aussenpolitik. Neutralität ist mehr, 
als sich nicht auf die eine oder an-
dere Seite zu schlagen. Die Neutra-
lität ist ein Friedenskonzept. Man 
beteiligt sich nicht an Kriegen, 
schickt die eigenen Söhne nicht in 
den Tod. Dafür bietet man einen 
Ort, eine Plattform an, bei der sich 
die Konfliktparteien an einen Tisch 
setzen können, um zu verhandeln. 
Es muss einen Platz auf dieser Welt 
geben, der neutral ist und wo man 
sich treffen kann, um Zwistigkei-
ten zu verhandeln und schliesslich 
beizulegen. Es ist sicher kein Zufall, 
dass sich Biden und Putin vor eini-
gen Monaten in Genf getroffen 
haben. Das nächste Treffen, soweit 
es eines geben sollte, wird kaum in 
der Schweiz stattfinden.

Warum nicht?
Weil wir seit der vollständigen 

Übernahme der EU-Sanktionen 
nicht mehr als neutraler Staat an-
gesehen werden, weder von der 
Seite, auf die wir uns geschlagen 
haben, noch von der anderen Sei-
te. Dabei geht es nicht darum, mit 
der Neutralität Geld zu verdienen, 
indem andere Länder mit Hilfe der 

Schweiz die Sanktionen umgehen 
können. Das würde ich auch nicht 
unterstützen. Aber es heisst auch 
nicht, dass man selbst Sanktionen 
ergreift. Letztlich war es ein Ent-
scheid der EU, Sanktionen zu er-
greifen, über deren Nutzen auch 
zu diskutieren ist, und nicht ein 
Entscheid der Schweiz.

Die Frage stellt sich natürlich, was 
und wem die Sanktionen nützen.

Ja, wenn man sich die Sanktio-
nen, die gegenüber anderen Län-
dern ergriffen worden sind, an-
schaut, dann leidet am meisten 
die Zivilbevölkerung, und zwar im-
mer die Ärmsten. Das sieht man in 
Syrien, im Iran, in Venezuela etc. 
Ich war während der Sanktionen 
im Iran. Die Menschen sagten, sie 
könnten alles kaufen, aber zu hor-
renden Preisen. Der Handel läuft 
über andere Staaten z. B. Dubai, 
und die wollen auch noch Geld da-
mit verdienen. Aber, ob das dazu 
führt, den Konflikt zu verringern, 
ist fraglich. Es hat den Konflikt 
eher verschärft und im Falle von 
Iran die radikalen Kräfte gestärkt. 

Die Idee mit Sanktionen die Bevöl-
kerung gegen die eigene Regie-
rung aufzubringen ist ein angel-
sächsisches Prinzip, das nicht 
einmal im Zweiten Weltkrieg funk-
tioniert hat.

Wenn man meint, man könne 
Russland mit Sanktionen in Be-
drängnis bringen, müsste die USA 
wohl erst einmal selbst von russi-
schem Öl unabhängig werden. 
Sanktionen dort zu verhängen, wo 
es vor allem andere Länder trifft 
und die eigenen Bedürfnisse wei-
ter gestillt werden können, ist 
doch äusserst fragwürdig.  

Welche Rolle könnte die Schweiz 
jetzt einnehmen? Müsste man 
nicht aus den Sanktionen wieder 
aussteigen?

Der Schaden ist angerichtet. Ich 
weiss auch nicht, wie man da wie-
der herauskommt. Bei der Krim-
Krise 2014 war die Position der 
Schweiz nicht schlecht. Wir hatten 
den OSZE-Vorsitz und versuchten, 
die Leute an einen Tisch zu brin-
gen und zu verhandeln. Ich sehe 
die Schweiz nicht mehr als neutra-
len Verhandlungspartner. Es wer-
den Staaten, die nicht auf der Liste 
der «unfreundlichen Staaten» auf-

Nationalrat Lukas Reimann, SVP (Bild thk)
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geführt sind, im Vordergrund ste-
hen wie Israel, die Türkei oder gar 
Saudi-Arabien.    

Was hat den Bundesrat dazu ge-
trieben, diesen Weg zu gehen?

Cassis hat gesagt, wir wollen ein 
verlässlicher Partner für die westli-
chen Mächte bleiben. Man wird 
die Schweiz unter Druck gesetzt 
haben, ob von Brüssel oder Was-
hington, von irgendwo kam der 
Druck. Dazu kommt noch die 
Mehrheit im Parlament. Am An-
fang hat der Bundesrat noch ge-
sagt: Wir bleiben neutral. Aber im 
Parlament war so eine Stimmung 
für die  Übernahme der Sanktio-
nen, dass der Bundesrat dem zu-
vorkommen wollte und bereits am 
Sonntag den Schritt vollzogen hat. 
Das Parlament trägt hier eine gros-
se Verantwortung für diese Ent-
wicklung. 

Damit ist der Uno-Sicherheitsrats-
sitz wahrscheinlich noch weniger 
in Frage gestellt?

Für mich bleibt er ein Problem. 

Wegen der Frage der Neutralität 
war ich schon 2002 gegen einen 
Uno-Beitritt, obwohl man uns sei-
tens des Bundesrats weisgemacht 
hat, dass es mit der Neutralität kein 
Problem sei und dass wir auf kei-
nen Fall einen Sitz im Uno-Sicher-
heitsrat anstrebten. Wir haben 
noch all die Aussagen und Doku-
mente, die diese Versprechungen 
belegen. Heute schert sich nie-
mand mehr darum. Er geht davon 
aus, dass das Volk «so dumm sei» 
und das schon längst vergessen 
habe.  Die Abstimmung war da-
mals ganz knapp zu Gunsten eines 
Uno-Beitritts ausgegangen, und es 
war die dritte Abstimmung seit der 
Gründung der Uno 1945. Zweimal 
hatte das Volk bereits Nein gesagt. 

Ein weiterer Punkt ist, dass SP-Na-
tionalrätin Seiler-Graf, die sich ge-
gen den US-Kampfjet engagiert, 
wieder einmal eine Annäherung 
an das Kriegsbündnis Nato ver-
langt.

Ich muss sagen, in der heutigen 
Stimmung halte ich nichts mehr 
für ausgeschlossen. Ein solcher 

Schritt Richtung Nato wäre völlig 
falsch und verheerend. Neutralität 
hat zwei positive Aspekte: Erstens 
man wird nicht zur Konfliktpartei 
und gefährdet dadurch nicht die 
Sicherheit der Schweiz. Zweitens, 
man bietet die Guten Dienste an. 
Es ist sicher kein Zufall, dass der 
Hauptsitz des IKRK in der Schweiz 
ist sowie andere internationale 
Hilfsorganisationen wie die Uno 
etc. in unserem Land beheimatet 
sind. Es war klar, dass die Schweiz 
allen Opfern eines Konflikts hilft, 
unabhängig davon, ob das ein ver-
letzter ukrainischer oder russischer 
Soldat ist. Die Schweiz muss sich 
jetzt überlegen, von welchem 
Land aus sie operieren will und 
schadet damit den leidenden 
Menschen vor Ort. 

Herr Nationalrat Reimann, vielen 
Dank für das Gespräch.

Interview Thomas Kaiser

Die Schweiz hat ihre Neutralität beerdigt. Ich schäme mich.
von Dr. Christian Müller*

Die sieben Mitglieder der 
Schweizer Regierung – der 

Bundesrat, wie die Regierung in 
der Schweiz heisst – haben es am 
28. Februar  2022  geschafft,  in 
den Schweizer Geschichtsbü-
chern der Zukunft namentlich 
aufgeführt zu werden: Sie haben 
die 173 Jahre alte verfassungs-
mässige Neutralität der Schweiz 
beerdigt und Genf als internatio-
nal hochgeschätzten politischen 
Konferenzort liquidiert. Der EU 
wollte die Schweiz noch nie bei-
treten, sie bevorzugte immer bi-
laterale Abkommen oder, wie 
gerade jetzt wieder, Probleme 
auszusitzen und Distanz zu hal-
ten. Ihr Interesse galt immer nur 
dem Marktzugang zur EU. Und 
sogar die neuen Kampfjets für 
die Armee sollen nicht von einem 
Unternehmen in der EU, sondern 

von den USA gekauft werden.

Jetzt aber, am vergangenen Mon-
tag, hat der Schweizer Bundesrat 
beschlossen, die EU-Sanktionen ge-
gen Russland vollständig zu über-
nehmen. Ausgerechnet die Sank-
tionen der EU, um der einen Seite 
des Konflikts massiv zu schaden. 

Wie stolz war doch die Schweiz 
– seit 1848 verfassungsmässig ein 
neutraler Bundesstaat – in all den 
Zeiten auf ihre humanitäre Traditi-
on, nachdem der Genfer Bürger 
Henry Dunant im Jahr 1863 das 
Rote Kreuz – das IKRK, wie es heu-
te heisst – gegründet hatte. Wie 
stolz durfte die Schweiz darauf 
sein, zwischen international ver-
feindeten Ländern als Vermittler 
eingesetzt zu werden, USA/Kuba, 
USA/Iran, oder auch bis heute als 
militärischer Grenzwächter zwi-
schen Nord- und Südkorea. Aber 
ausgerechnet jetzt, wo die russi-
sche Regierung aufgrund der von 
Russland geforderten und von den 
USA und der Nato verweigerten 
Sicherheitsgarantien – leider! – mit 

dem Angriff auf die Ukraine den 
USA und der Nato zu zeigen ver-
sucht, dass sie die weltweite Hege-
monie der USA nicht akzeptiert 
und nicht akzeptiert, dass Länder 
an Russlands Grenzen von den 
USA gesteuert werden, wie es im 
Falle der Ukraine seit dem Eu-
romaidan und dem Regime 
Change im Jahr 2014 der Fall ist – 
inklusive enge militärische Zusam-
menarbeit USA/Ukraine und inklu-
sive massive Waffenlieferungen 
der westlichen Staaten an die 
Ukraine – ausgerechnet jetzt über-
nimmt die Schweiz pauschal alle 
EU-Sanktionen gegen Russland.

Genau in diesen schweren Ta-
gen wäre nichts so dringlich erfor-
derlich wie Vermittler, die keiner 
Seite zugehören. Die Schweiz 
wäre nach 2014 prädestiniert ge-
wesen, der Ukraine zu zeigen, wie 
man auch mehrsprachig und mit 
unterschiedlichen Glaubensbe-
kenntnissen friedlich zusammen-
leben kann. Die damalige 
«Schweiz» wurde 1815 vom Wie-
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* Christian Müller, freier Journalist und Mit-
glied der Redaktionsleitung der Schweizer 
Internetzeitung «Infosperber». Anfang 
März kündigte Infosperber die langjährige 
Zusammenarbeit mit ihm auf, weil er «kei-
ne Kritik an Putin» geäussert habe.
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ner Kongress verpflichtet, neutral 
zu sein, damit die Alpenübergän-
ge nicht in die Hände einer Gross-
macht fallen. Die Schweiz hätte – 
der eigenen Geschichte Folge 
leistend – der Ukraine zeigen kön-
nen, wie man als neutraler Brük-
kenstaat zwischen den Gross-
mächten sogar sehr erfolgreich 
leben und wirtschaften kann. Sie 
hat es nicht gemacht. Aber jetzt, 
wo ein Stellvertreterkrieg zwi-
schen zwei Grossmächten in näch-
ster Nähe stattfindet, vergisst man 

die Erfolgsgeschichte des neutra-
len Staates und übernimmt die 
Sanktionen der EU gegen Russland 
vollständig. Selbst der russische 
Aussenminister Lawrow darf nicht 
mehr nach Genf zu Verhandlun-
gen reisen. China, Indien (!), Afrika 
und ganz Lateinamerika haben 
begriffen, dass es in der Ukraine 
nicht um die Ukraine geht, son-
dern um einen Krieg gegen den 
Anspruch der USA, die ganze Welt 
zu beherrschen. Sie alle haben 
deshalb keine Sanktionen gegen 
Russland ergriffen, weil auch sie 

keine Weltherrschaft der USA be-
fürworten.

Ich bin studierter Historiker und 
habe die West-Ost-Konflikte der 
letzten 30 Jahre als Journalist auf-
merksam verfolgt. In Bern hat man 
das offensichtlich nicht gemacht. 
Heute schäme ich mich für meinen 
roten Pass. ■

Wir danken dem Autor für die 
Abdruckgenehmigung.

Quelle: www.nachdenkseiten.
de/?p=81474

«Die beste Lösung für die Ukrainer wäre, sich unilateral 
als neutral zu erklären»
«Es braucht jetzt ganz dringend vertrauensbildende Massnahmen»

Interview mit Prof. Dr. iur. et phil. Alfred de Zayas, Völkerrechtler und ehemaliger Uno-Mandatsträger

Zeitgeschehen im Fokus Nahezu 
die ganze Welt scheint sich einig, 
Russland unter Wladimir Putin sei 
– wie früher die Sowjetunion – die 
Inkarnation des Bösen. Er habe 
nach 77 Jahren, so der Schweizer 
Bundespräsident Ignazio Cassis, 
den Krieg zurück nach Europa ge-
bracht und das Völkerrecht gebro-
chen. Was sagen Sie als Völker-
rechtler dazu?

Prof. Dr. Alfred de Zayas Als 
Neu-Schweizer seit 2017 bedaue-
re ich diese undifferenzierte und 
falsche Haltung, die unser Aussen-
minister an den Tag legt. Noch be-
dauerlicher finde ich den Bruch 
mit der Tradition der Schweizer 
Neutralität.

Nein, was Cassis gesagt hat, 
stimmt so nicht, und das, was dem 
Wortlaut nach richtig erscheinen 
mag, muss man genauer betrach-
ten. Völlig falsch ist, und es ist mehr 
als peinlich, dass ein Mann wie 
Bundesrat Cassis als Bundespräsi-
dent und Vorsteher des Departe-
mentes für auswärtige Angelegen-
heiten so eine Geschichtslosigkeit 
in einer offiziellen Verlautbarung 
formulieren kann. Er behauptete, 
dass der Angriff auf die Ukraine 
nach 77 Jahren der erste Angriffs-
krieg in Europa sei. Die Aussage ist 
zum einen erschreckend, weil sie 
seine Unkenntnis über die jüngere 
Geschichte offenbart, zum anderen 
gehört sie natürlich in die ganze 
antirussische Propaganda, die 
schon seit Jahren eine Stimmung 

gegen das Land aufbaut, die jetzt 
unverblümt und ungehemmt zum 
Ausdruck kommt. Das ist gefähr-
lich. Im übrigen verletzt diese Rus-
sophobie den Artikel 20 des Uno-
Paktes über bürgerliche und 
politische Rechte, der sowohl 
Kriegspropaganda als auch Hetze 
gegen andere Völker verbietet.

Können Sie erklären, worin Cassis' 
geschichtliche Unkenntnis liegt?

Es gab bereits in den 90er Jah-
ren Kriege zwischen Slowenen 
und Serben, zwischen Kroaten 
und Serben, zwischen Bosniern 
und Serben. Die waren wohl in Eu-
ropa, und alle Seiten haben Kriegs-
verbrechen begangen. Es kam 
aber schlimmer. Im März 1999 be-
gannen die USA und die Nato ei-
nen Angriffskrieg gegen Serbien, 
ebenso auf der Basis von Fake 
News und vulgärer antiserbischer 
Propaganda. Natürlich ohne ein 
Uno-Mandat. Aus völkerrechtli-
cher Sicht war die russische Invasi-
on in die Ukraine am 24. Februar 
genauso eine Verletzung des Arti-
kels 2(4) der Uno-Charta. Im Janu-
ar 1999 stellte die Nato ein Ultima-
tum, das für Serbien wie auch für 
jeden anderen Staat unannehm-
bar gewesen wäre. Die sogenann-
te Konferenz von Rambouillet in 
Frankreich formulierte keine Lö-
sung der Spannungen zwischen 
Serbien und der sogenannten Ko-
sovo Liberation Army (UČK). In 
Rambouillet verlangte die Nato 

das Recht, nicht nur im Kosovo, 
sondern auch in ganz Serbien «den 
Frieden zu sichern und die Sicher-
heit zu gewährleisten». Mit ande-
ren Worten, Serbien hätte seine 
Souveränität an die Nato abgeben 
müssen, was kein souveräner Staat 
getan hätte. Als Serbien dies zu-
rückwies, begann ein mehr als 
zweimonatiges Bombardement, 
das Serbien nach Aussagen der 
Nato in die «Steinzeit» zurückbe-
fördern sollte. Das war ein eklatan-
ter Bruch des Völkerrechts, an dem 
sich die Bundesrepublik Deutsch-
land beteiligte. Niemand beklagte 
die vielen zivilen Opfer, keiner ver-
langte Sanktionen gegen die Ag-
gressoren, niemand wurde zur Re-
chenschaft gezogen. Damals war 
ich Sekretär des Uno-Menschen-
rechtsausschusses. Ich entsinne 
mich der Atmosphäre des Hasses 
gegen Jugoslawien und persön-
lich gegen Milošević. Die Dämoni-
sierung Putins heute erinnert mich 
an die Enthumanisierung von 
Milošević. Es war obszön, was man 
im Fernsehen, vor allem im CNN 
konstatieren konnte.

Prof. Dr.  Alfred de 
Zayas (Bild zvg)
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Lässt sich das mit der Ukraine ver-
gleichen?

Was den Bruch des Völkerrechts 
angeht sehr wohl. Was die Situati-
on als solche anbetrifft, so war der 
Grund für den Angriff auf Serbien 
reine Machtpolitik der USA. Es gab 
keinen Konflikt zwischen Serbien 
und einem Nato-Land, sondern 
eine innerstaatliche Auseinander-
setzung zwischen der UČK, der mi-
litärischen Organisation der Koso-
varen, und der serbischen Armee. 
Die Nato hat dabei sowohl gegen 
die eigene Doktrin als auch gegen 
das Völkerrecht verstossen. Wo 
waren die Proteste und die Solida-
ritätsbekundungen mit der serbi-
schen Bevölkerung? Als Verant-
wortlicher für Petitionen im Büro 
des Uno-Hochkommissars für 
Menschenrechte erhielt ich alle 
Beschwerden über den Konflikt 
zwischen den Serben und der UČK. 
Es gab auf beiden Seiten Verbre-
chen, mehr oder weniger im sel-
ben Ausmass. Es gab Terrorismus 
durch die UČK, die etliche Serben 
tötete, und es gab auch Repressi-
on gegen Albaner durch Serbien. 
Der Konflikt hielt sich aber in Mas-
sen, die Toten in der Periode 1989-
98 waren ungefähr 1000 auf bei-
den Seiten. Schlimm, aber kein 
Grund für eine ausländische Inter-
vention, die noch viel mehr Men-
schen töten würde. 

Mit Russland bestand seit 2014 
ein mehr oder weniger offener 
Konflikt. Beide Länder (Ukraine 
und Russland) waren in die Aus-
einandersetzungen involviert. Die 
Schwarz-Weiss-Malerei in der Be-
richtserstattung über die Ukraine 
widerspiegelt die gleiche Desin-
formation und die Übertreibung 
wie im Falle des Krieges gegen 
Serbien.

Was war das Ziel der USA?
Die Intervention 1999 hatte 

nichts mit Menschenrechten zu 
tun – obwohl sie als sogenannt 
«humanitäre Intervention» ge-
tarnt wurde. Sie war aber rein geo-
politisch. Die USA wollten Serbien 
als Verbündeter Russlands schwä-
chen und im Kosovo – übrigens 
auf serbischem Territorium, ein 
weiterer Verstoss gegen das Völ-
kerrecht – eine Luftwaffenbasis er-
richten, was sie auch getan haben. 
Das Camp Bondsteel hat eine 

Grösse von ungefähr 400 Hektar 
und stellt de facto die Besetzung 
des Gebiets dar.

Warum ist das alles vergessen?
Es ist nicht unbedingt verges-

sen. Man weiss es schlicht nicht, 
weil unsere Medien über (Kriegs-)
Verbrechen der USA oder auch der 
Europäer kaum berichten und 
wenn, dann nur beschönigend.

War das der einzige Völkerrechts-
bruch der westlichen Allianz?

Nein, 2003 haben die USA mit 
der Koalition der Willigen, übri-
gens mit sehr vielen ukrainischen 
Söldnern, völkerrechtswidrig den 
Irak angegriffen. Es gab kein Uno-
Mandat, und es war ein Angriffs-
krieg auf einen souveränen Staat 
– wie der Einmarsch in die Ukraine 
ein schwerwiegender Verstoss ge-
gen die Uno-Charta und damit ge-
gen das Völkerrecht. Ich bezeichne 
die Aggression gegen den Irak ge-
radezu als eine Revolte gegen die 
Uno-Charta, gegen die Nürnber-
ger Prinzipien, gegen die Westfäli-
sche Ordnung. Es war eine brutale 
Vergewaltigung des Völkerrechts, 
die ein Land zerstörte und inzwi-
schen mehr als eine Million Men-
schen das Leben gekostet hat. Es 
war ein Verbrechen gegen die 
Menschheit, das vom Internatio-
nalen Strafgerichtshof hätte unter 
Artikel 7 des Statuts von Rom un-
tersucht und verurteilt werden 
müssen.

Wurden wegen des völkerrechts-
widrigen Angriffskriegs auf den 
Irak Sanktionen gegen die Aggres-
soren verhängt?

Nein, nichts dergleichen. 
Deutschland und Frankreich, die 
zumindest offiziell sich geweigert 
hatten, am Krieg teilzunehmen, 
wurden von Bush geächtet. Er 
sprach nur noch vom «alten Euro-
pa», und es war eine gehässige 
Stimmung gegen beide Länder. 
«French fries» wurden z. B. in «free-
dom fries» umbenannt. Das ist 
zwar nur ein Detail, aber es zeigt 
die Stimmung, und dass die euro-
päischen Staaten nicht wirklich un-
abhängig von den USA ihre Ent-
scheidungen treffen können. 
Deutschland hat nämlich trotzdem 
den Überflug über sein Territorium 
erlaubt, und deutsche Soldaten 
haben sogar die US-Militäreinrich-

tungen in Deutschland bewacht, 
während US-Soldaten im Irak 
kämpften.

Wie haben die Menschen der 
kriegführenden Länder darauf rea-
giert?

In London und Manchester, 
Rom und Mailand, Madrid und 
Barcelona ging die Bevölkerung zu 
Millionen auf die Strasse und de-
monstrierte gegen den Krieg, auch 
in Berlin, Frankfurt und München 
gingen die Menschen auf die 
Strasse.

Kann man sagen, dass sich die de-
mokratisch gewählten Regierun-
gen dieser Länder an den Forde-
rungen des Volks orientierten?

Nein, im Gegenteil. Die Regie-
rungen scherten sich einen Dreck 
um den Volkswillen bzw. um die 
Demokratie. Jene Bürger, die nicht 
mitmachen wollten, wurden schnell 
als «unpatriotisch» abgestempelt 
oder gar als Verräter diffamiert. Die 
Entfaltung der Macht der Nato und 
der «Koalition» war total. Sie führ-
ten den totalen Krieg gegen den 
Irak – militärisch, psychologisch und 
propagandistisch. Kein Mensch 
wurde zur Rechenschaft gezogen. 
Mit Recht nannte der seinerzeitige 
Uno-Generalsekretär Kofi Annan 
diese Invasion «an illegal war».

Was war eigentlich mit Libyen 
2011?

Hier gab es zwar eine Resoluti-
on des Sicherheitsrates (Nr. 1973) 
und ein Uno-Mandat zur humani-
tären Hilfe. Es klang nach Hilfe, 
aber was kam, hatte nichts mit der 
Resolution zu tun. Fünf Staaten 
hatten sich der Stimme enthalten, 
darunter China und Russland. 
Wenn sie geahnt hätten, was dann 
geschah, hätten sie sicherlich ihr 
Veto eingelegt. So wurde die Re-
solution angenommen. Sie wurde 
aber nicht dem Wortlaut entspre-
chend umgesetzt, sondern aus 
dem Errichten einer Flugverbots-
zone wurde ein vollständiger 
Krieg, der die Beseitigung der Re-
gierung Gaddafi zum Ziel hatte 
und das Land bis heute, 11 Jahre 
danach, in ein völliges Chaos ge-
trieben hat.

Wo waren damals die Proteste, 
und wer weiss das heute noch?

Darüber spricht heute kein 
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Mensch mehr, aber man müsste 
die beteiligten Nato-Staaten alle 
zur Rechenschaft ziehen. In die-
sem Sinne muss man fragen, ob 
die Nato überhaupt eine «defensi-
ve» Allianz ist oder ein Instrument 
der Aggression. Wenn man sich 
die Verbrechen der Aggression, 
Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschheit vor Augen 
führt, die im Namen der Nato be-
gangen worden sind, muss man 
fragen, ob diese Organisation in 
die Kategorie des Artikels 9 des 
Statuts des Nürnberger Tribunals 
gehört – nämlich als «kriminelle 
Organisation».

Kommen wir auf die militärische 
Intervention Russlands in der Ukrai-
ne zu sprechen. Sie bestätigten 
den Völkerrechtsbruch.

Ja, es ist ein eindeutiger Verstoss 
gegen Artikel 2(4) der Uno-Charta, 
der einen militärischen Angriff auf 
ein anderes Land untersagt. Nur 
unter Kapitel VII ist es dem Sicher-
heitsrat erlaubt, einen militäri-
schen Angriff völkerrechtlich zu le-
gitimieren. Insofern ist das 
Vorgehen Russlands ein Völker-
rechtsbruch. Aber – und das darf 
man nicht einfach unter den Tisch 
kehren – die Nato als Militärbünd-
nis, das seine ursprüngliche Inten-
tion, nämlich als reines Verteidi-
gungsbündnis zu fungieren, 
spätestens 1999 verlassen hat, 
kreist Russland immer weiter ein.

Gibt es dazu eine völkerrechtliche 
Bestimmung?

Dazu muss ich daran erinnern, 
dass Artikel 2(4) der Uno-Charta 
nicht nur den Angriff verbietet, 
sondern auch die Androhung. Der 
Text lautet: «Alle Mitglieder unter-
lassen in ihren internationalen Be-
ziehungen jede gegen die territori-
ale Unversehrtheit oder die 
politische Unabhängigkeit eines 
Staates gerichtete oder sonst mit 
den Zielen der Vereinten Nationen 
unvereinbare Androhung oder An-
wendung von Gewalt.» Seit den 
90er Jahren tut die Nato nichts aus-
ser bedrohen. Die Expansion der 
Nato bis an die Grenze Russlands 
war und bleibt reine Androhung, 
brachiale Machtpolitik, imperiale 
Arroganz.

Wann begann dieser Prozess?
Bereits 1999, mit der Aufnahme 

der ehemaligen Verbündeten der 
UdSSR wie Polen, Ungarn und 
Tschechien. 2002 kamen dann 
weitere Ostblockstaaten und ehe-
malige Sowjetrepubliken wie z. B. 
die baltischen Staaten hinzu. Das 
steht alles im Widerspruch zum 
Versprechen, das die USA 1990 ge-
geben hatten. Es war zwischen 
dem US-Präsidenten Geor-
ge H. Bush und dem sowjetischen 
Staatschef Michail Gorbatschow 
vereinbart worden, dass es keine 
Ausdehnung der Nato nach Osten 
gebe. Die Worte des amerikani-
schen Aussenministers James Ba-
ker waren deutlich: «not an inch» 
nach Osten. Auch der deutsche 
Aussenminister Hans-Dietrich 
Genscher bestätigte eine solche 
Abmachung.

Joe Biden negiert dieses Verspre-
chen wie auch Antony Blinken.

Ja, das ist klar, das passt natür-
lich nicht in ihr Konzept. Sie wollen 
die Ukraine in die Nato bringen 
und somit weiter Richtung Russ-
land vorrücken. Das ist genau das 
Bedrohungsszenario, das Putin 
wohl veranlasst hat, die Reissleine 
zu ziehen. Die Uno-Charta verbie-
tet eben auch, dass ein Staat einen 
anderen bedroht. Und wenn wir 
uns die Landkarte anschauen, 
dann sehen wir an der Westgrenze 
Russlands eine systematische Ein-
kreisung.

Wird das nicht in unseren Medien 
verharmlost und die Nato als «Wer-
tegemeinschaft» dargestellt?

Wir haben nicht nur eine Lü-
genpresse. Wir haben eine Lük-
kenpresse. Man stelle sich einmal 
vor, Mexiko schlösse ein Militär-
bündnis zusammen mit Russland 
und Kuba, und begänne damit, 
Raketen zu stationieren, die Ziele 
in den USA erreichen könnten. 
Wissen Sie, was dann passieren 
würde? Was Kuba anbetrifft, ha-
ben wir ein konkretes Beispiel aus 
der Geschichte: Die USA hat mit 
einem Atomkrieg gedroht, bis 
Chruschtschow damals einlenkte 
und sich aus Kuba zurückzog und 
die USA den Abzug der Raketen in 
der Türkei versprach, die direkt rus-
sische Städte bedrohten. Kleines 
Detail der Geschichte, US-Raketen 
in der Türkei stehen immer noch 
dort. Ein anderes Szenario könnte 
die Unterstützung der Unabhän-

gigkeitsbewegung in Alaska durch 
Russland sein. Russland würde 
Geld geben und NGOs unterstüt-
zen, die Demonstrationen organi-
sierten und auf eine Sezession 
Alaskas hinwirkten. In der Folge 
könnte sich Alaska für unabhängig 
erklären und ein Verteidigungs-
bündnis mit Russland abschlies-
sen. Was würde wohl geschehen?

Nach der ungeheuren Medienwal-
ze, der Schärfe des Tons und den 
enormen Sanktionen, die interna-
tional ergriffen wurden, scheint 
Russland vollständig isoliert. 

Nicht ganz. Es gibt noch Staa-
ten, die sich weiterhin mit Russ land 
verbunden fühlen, aber die Mehr-
heit der Staaten schliesst sich den 
USA an. Bemerkenswerterweise 
unterstützt der Präsident Mexikos 
Andrés Manuel López Obrador die 
Sanktionen gegen Russland nicht, 
um, wie er sagte, alle Gesprächska-
näle offen zu behalten. Diese ent-
scheidende Möglichkeit hat die 
Schweiz achtlos verspielt, indem 
sie die Sanktionen der EU ebenfalls 
mitträgt. Es ist ein riesiger Scha-
den, der für die Schweiz, aber auch 
in der Konfliktbeilegung angerich-
tet ist.

War es nicht nötig, dass die Schweiz 
hier Flagge zeigt?

Flagge zeigen schon, aber für die 
Neutralität, nicht für die Ukraine. 
Wo bleibt die Glaubwürdigkeit? 
Was denken sich die Politiker? Sie 
zerstören mit einem Handstreich 
ein über Jahrhunderte gewachse-
nes Gut, ohne sich über die langfri-
stigen Konsequenzen Gedanken zu 
machen. Der Druck auf die Schweiz 
von Seiten der EU war hoch, aber 
das ist auch nichts Neues. In Ihrer 
Zeitung habe ich gelesen, dass 95 % 
der Bevölkerung der Schweiz für 
die Erhaltung der Neutralität sind. 
Warum nimmt die Politik mehr 
Rücksicht auf andere Staaten als 
auf die eigene Bevölkerung? Die 
Schweiz ist als Neutraler immer ei-
nem Druck ausgesetzt. Das muss 
man aushalten, sonst kann man ein 
neutrales Land nicht vertreten. Es ist 
einfacher, sich auf die eine oder an-
dere Seite zu schlagen. So hat man 
die Kritik nur von einer Seite. Als 
Neutraler muss man es aushalten, 
wenn zwei unzufrieden sind. Aber 
ich stelle fest, die heutigen Verant-
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wortlichen wollen gefallen und in 
der grossen Welt ankommen. Das 
kommt einer Verluderung der eige-
nen Grundsätze gleich.

Was müsste jetzt in der Ukraine ge-
schehen?

Die Kämpfe sollten sofort einge-
stellt werden. Es gibt nur den Ver-
handlungstisch. Alles andere führt 
ins Verderben. Waffenstillstand 
und gemeinsames Ringen um eine 
verbindliche und tragfähige Frie-
densordnung. Die Waffen müssen 
schweigen. Der Irrsinn muss ein 
Ende haben. Russland zieht sich 
zurück, und die Nato gibt verbind-
liche Garantien, dass die Ukraine 
als neutraler Staat akzeptiert wird. 

Niemand erhebt Anspruch auf das 
Land. Die Vorschläge der Russen 
im Januar, die von der westlichen 
Allianz achtlos vom Tisch gewischt 
wurden, müssen ausdiskutiert 
werden. Es braucht jetzt ganz drin-
gend vertrauensbildende Mass-
nahmen. Nur so kann es einen 
dauerhaften Frieden geben. Das 
Provozieren des Westens muss ein 
Ende haben und das Völkerrecht 
muss wieder oberste Priorität ge-
niessen.

Kann die Schweiz dazu etwas bei-
tragen?

Ob die Schweiz als Mediator 
nach ihrem Verlassen der Neutrali-
tät noch in Frage kommt, werden 
die Konfliktparteien entscheiden 

müssen. Hoffen wir, dass die 
Schweiz auf den Pfad der Neutrali-
tät zurückfindet. Die Ukraine müs-
ste auch einsehen, dass sie von den 
USA und der Nato instrumentali-
siert wird. Die beste Lösung für die 
Ukrainer wäre, sich unilateral als 
neutral zu erklären, so dass sie 
künftig mit dem Westen und dem 
Osten in Frieden leben kann. Es 
geht nicht allein um die Sicherheit 
der Ukrainer oder gar Mitteleuro-
pas – es geht um den Frieden in der 
ganzen Welt.

Herr Professor de Zayas, ich danke 
Ihnen für das Gespräch.

Interview Thomas Kaiser

«Kriegslogik durch Friedenslogik ersetzen»
Unverteidigte Städte im Ukraine-Krieg – eine Chance für den Frieden 

von Prof. Dr. Norman Paech*

Niemand weiss, wie der Krieg 
weitergehen wird. Ob und 

wann er mit einem Friedensab-
kommen beendet werden kann, 
ist ebenso ungewiss. Bis dahin 
aber, und darüber gibt es keine 
Zweifel, werden die Kämpfe stär-
ker, die Opfer an Menschen zahl-
reicher und die Zerstörungen im-
mer furchtbarer. Es wird zwar 
über die Einrichtungen humani-
tärer Korridore aus den Städten 
gesprochen, aber sie schützen 
nicht vor der Zerstörung der 
Städte. 

Es wird auf oberer und oberster 
politischer Ebene untereinander 
und mit Vermittlern gesprochen, 
aber wir wissen nicht worüber. Nur 
eines ist sicher. Die ökonomische 
und politische Konfrontation soll 
mit noch härteren Sanktionen ver-
schärft werden, und der Wider-
stand gegen die russische militäri-
sche Übermacht, d. h. der Krieg, 
soll mit der Lieferung neuer und 
wirksamerer Waffen gestärkt und 
verlängert werden. Die Vorausset-
zungen für einen strategischen 
Kompromiss zwischen USA/Nato 

und Russland sind offensichtlich 
noch nicht gegeben. Die Ukraine 
liefert in diesem nach dem Unter-
gang des Ostblocks 1989/1990 
neuen kalten Krieg nur das bedau-
erliche heisse Schlachtfeld, wel-
ches allerdings im «Grossen 
Schachbrett» von Zbigniew 
Brzeziński schon vor 25 Jahren vor-
ausgesagt worden war.

In der Friedensbewegung wird 
gefordert, die Kriegslogik durch 
eine Friedenslogik zu ersetzen: 
«Deeskalation, Diplomatie, soforti-
ge Einstellung der Kriegshandlun-
gen, Rückzug der Waffen, Ver-
handlung und Vermittlung 
zwischen den Konfliktparteien, 
Schutz und Stärkung des Völker-
rechts, Schaffung einer europä-
ischen und globalen Friedensar-
chitektur unter Einschluss 
Russlands und Chinas.» Alles alte 
Mahnungen, ein Reden gegen die 
Wand.

Es fragt sich doch: Gibt es für die 
Menschen auf diesem Schlacht-
feld keine andere Alternative, als 
in dem blutigen Kampf um die 
strategische Oberhoheit im mehr 
oder weniger heroischen Wider-
stand unterzugehen? Die Vorstel-
lung vom möglichen Frieden ist 
offensichtlich immer noch so sehr 
militarisiert, dass in ihnen Überle-
gungen einer Kapitulation oder 
der Erklärung zu «unverteidigten 

Städten» als blanker Defätismus 
undenkbar sind. Eine Kapitulation 
ist ein offensichtliches no go, auch 
weil der ehemalige ukrainische 
und moskaunahe Präsident Viktor 
Janukowitsch das vom gegenwär-
tigen Präsidenten Wolodomyr Se-
lenskyj gefordert hat. Wäre es aber 
nicht möglich, die Waffenstill-
standsverhandlungen dadurch zu 
beschleunigen, dass die derzeit 
belagerten und am meisten ge-
fährdeten Städte Kiew, Mariupol 
und Charkow, aber auch Odessa 
und andere Orte sich zu «unvertei-
digten Stätten» erklären? Die Haa-
ger Landkriegsordnung von 1907 
hat diese Möglichkeit zum ersten 
Mal in Artikel 25 definiert: «Es ist 
untersagt, unverteidigte Städte, 
Dörfer, Wohnstätten oder Gebäu-
de, mit welchen Mitteln es auch 
sei, anzugreifen oder zu beschies-
sen.» So allgemein und unscharf 
dieser Ausweg formuliert ist, er ist 
während des Zweiten Weltkriegs 
von zahlreichen Städten in der 
Angst vor der brutalen Kriegsfüh-
rung der Nazi gewählt worden: 
Rotterdam 1940, Paris, Brüssel, 
Belgrad 1941, Rom 1943, Orvieto, 
Florenz, Athen 1944 etc. Nicht im-
mer hat diese Erklärung die Städte 
vor der brutalen Zerstörung durch 
die deutsche Armee bewahrt. So 
wurden Rotterdam und Belgrad 

* Norman Paech, studierte Geschichte und 
Jura und war u. a. Professor für Politische 
Wissenschaft und Öffentliches Recht. Von 
2005-2009 war er Mitglied des Deut-
schen Bundestags und aussenpolitischer 
Sprecher der Fraktion DIE LINKE.
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von der deutschen Luftwaffe bom-
bardiert. Noch kurz vor Kriegsende 
im April 1945 konnten sich zwei 
deutsche Städte, Ahlen und Go-
tha, erfolgreich vor den Angriffen 
der Alliierten durch ihre Erklärung 
zu «offenen Städten» schützen. 
Magdeburg hingegen erklärte sich 
am 7. April 1945 nicht zur «offenen 
Stadt» sondern zur Festung, die 
sich bis zum letzten Blutstropfen 
verteidigen würde. Nach einem 
schweren Luftangriff 12 Tage spä-
ter wurde die Stadt nahezu dem 
Erdboden gleichgemacht und von 
den Amerikanern besetzt. 1977 
wurde das Konzept vom 1. Zusatz-
protokoll zu den Genfer Abkom-
men von 1949 in Art. 59 fast wort-
gleich übernommen. Es wurden 
nur einige Voraussetzungen für 
die Erklärung in Absatz zwei hin-
zugefügt: So müssen alle Kombat-
tanten sowie die beweglichen 
Waffen und die bewegliche militä-
rische Ausrüstung verlegt worden 
sein. Militärische Anlagen oder 

Einrichtungen dürfen nicht zu 
feindseligen Handlungen benutzt 
werden. Behörden und Bevölke-
rung dürfen keine feindseligen 
Handlungen begehen. Schliesslich 
darf nichts zur Unterstützung von 
Kriegshandlungen unternommen 
werden.

In den Kriegen der Nachkriegs-
zeit, vom Koreakrieg über den 
Vietnamkrieg bis zu den Kriegen 
gegen Jugoslawien, Afghanistan, 
Irak, Libyen und Syrien spielten 
«unverteidigte Städte» als effekti-
ver Schutz vor Zerstörung und Ver-
nichtung faktisch keine Rolle. Das 
humanitäre Völkerrecht der Haa-
ger und Genfer Konventionen 
ging in den Kampfhandlungen re-
gelmässig unter. Die zahlreichen 
Kriegsverbrechen wurden nur im 
Jugoslawienkrieg und dort vor-
wiegend nur gegen Serben, Kroa-
ten, Kosovo-Albaner und Bosnier 
verfolgt. Die Seite der Angreifer, 
der Nato, blieb ungeschoren. Es 
war schliesslich ihr Gericht.

Das Konzept der «unverteidig-

ten Orte» ist aus dem humanitären 
Völkerrecht nicht getilgt worden. 
Es ist vergessen worden. Was 
spricht dagegen, es jetzt wieder 
hervorzuholen? Die Vereinbarung 
eines Waffenstillstandes ist unge-
wiss und mag noch lange auf sich 
warten lassen. Die Opfer und das 
Leiden, Flucht oder Tod sind das 
Einzige, was die Menschen in den 
belagerten Städten mit Sicherheit 
erreichen werden. Sie haben fak-
tisch nur die Wahl zwischen einer 
russischen Besatzung in einer halb-
wegs noch intakten oder weitge-
hend zerstörten Stadt. In der 
Kriegslogik mag die Übergabe der 
«offenen Stadt» als Feigheit vor 
dem Feind gelten, in der Friedens-
logik ist es die Klugheit vor einem 
Gegner, mit dem man sich in einer 
verträglichen Form auch nach dem 
Krieg arrangieren muss – um der 
Menschen willen. ■
Quelle: www.norman-paech.de/

Syrien

«Das Land wird regelrecht ausgeplündert»
Interview mit Karin Leukefeld*

Zeitgeschehen im Fokus Inwie-
weit hat sich die Lage in Syrien be-
ruhigt?  Was haben Sie nach Ihren 
beiden letzten Reisen dorthin für 
einen Eindruck gewonnen?

Karin Leukefeld Es gibt weiter-
hin militärische Auseinanderset-
zungen in Idlib, über die ab und zu 
berichtet wird. Auch die türkische 
Armee führt Angriffe im Norden 
und Nordosten des Landes durch, 
vor allem gegen Stellungen der Sy-
rischen Demokratischen Kräfte 
(SDF), die von den Kurden geführt 
werden. Vor kurzem hatten wir in 
Idlib auch einen gezielten Angriff 
der US-Armee auf einen Anführer 
von Al-Kaida, der dabei getötet 
wurde und mit ihm seine gesamte 
Familie und weitere Zivilisten. Die 
Uno hat diesen Vorfall kritisch 
kommentiert. Das sind die Frontli-
nien, die es aktuell gibt.  

Die Truppen der Türkei sind immer 
noch auf syrischem Boden aktiv 
und verletzten damit die syrische 
Souveränität?

Ja, die Situation hat sich von Sei-
ten der Türkei sogar verschärft. Sie 
hat sowohl den Norden Idlibs als 
auch das Gebiet westlich von 
Aleppo, Afrin, unter Kontrolle. Ein 
Gebiet, das zu etwa 80 % von Kur-
den bewohnt war und 2018 von 
der Türkei besetzt wurde. Heute 
leben dort dschihadistische Grup-
pen, die von der Türkei unterstützt 
werden.

Wie sieht das im Norden an der sy-
rischen Grenze aus?

Nördlich von Aleppo gibt es ei-
nen Streifen entlang der Grenze, 
in dem die Türkei versucht, eine 
Pufferzone 30 Kilometer tief in das 
syrische Territorium hinein einzu-
richten. Das macht sie zum Teil mit 
dem Bau einer Mauer. Nördlich 
von Aleppo, an der Autobahn, die 
von Aleppo in die Türkei führt, 
liegt der Ort Azaz. Dort verläuft zu-
dem eine wichtige Schmuggelrou-
te vom Nordosten nach Idlib. Die 

Türkei hat südlich der Stadt teil-
weise eine Mauer gebaut. Men-
schen, die dorthin geflohen sind, 
kommen kaum mehr aus dieser 
Stadt heraus.

Wie begründet die Türkei diesen 
illegalen Schritt?

Sie sagt, es sei, um die Menschen 
vor den syrischen Kurden zu schüt-
zen, aber de facto ist es eine illegale 
Landnahme durch die Türkei. Es ist 
ein sehr fruchtbares Gebiet, in dem 
es sehr viel Landwirtschaft und vor 
allem Olivenhaine gibt. Olivenöl 
und Oliven sind ein wichtiger Be-
standteil der syrischen Landwirt-
schaft und der Agrarindustrie. In 
den Gebieten, die die Türkei kon-
trolliert – das heisst, sie ist dort ent-
weder militärisch präsent oder mit 
Gruppen vertreten, die sie militä-
risch oder wirtschaftlich unterstützt 
– versucht sie, in den Schulen die 
türkische Sprache durchzusetzen. 
Es soll die türkische Fahne gehisst 
und die türkische Währung einge-
setzt werden. Es gibt Postämter, in 
denen türkische Briefmarken ver-

* Karin Leukefeld, geboren 1954, Studien 
der Ethnologie, Geschichte, Islam- und 
Politikwissenschaften. Berichtet seit 2000 
als freie Korrespondentin aus dem Nahen 
und Mittleren Osten für deutschsprachige 
Tages- und Wochenzeitungen, Hörfunk 
und Fernsehen. Seit 2010 ist die Journalis-
tin in Syrien akkreditiert.
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kauft werden. Es ist wie eine Kolo-
nialisierung.

Hier liegt ganz offensichtlich eine 
Verletzung der territorialen Integri-
tät Syriens durch einen Nato-Mit-
gliedstaat vor. Wo wird das thema-
tisiert?

Die syrische Seite bringt das im-
mer wieder auf, auch die Russen 
haben das im Uno-Sicherheitsrat 
thematisiert. Aber in der Uno ist 
der Einfluss des Westens so gross, 
dass bestimmte Themen nicht an 
die Öffentlichkeit dringen. Die Tür-
kei als Nato-Mitglied macht das 
natürlich auch mit der Rückendek-
kung des Westens. Der sieht nicht 
nur zu, sondern die EU nutzt diese 
Territorien, um Hilfsorganisatio-
nen dort zu unterstützen und so 
Einfluss zu nehmen. 

Diese doppelten Standards, die 
teilweise in der Uno herrschen, 
sind unglaublich…

Ich hatte mit dem syrischen 
Aussenminister ein Gespräch, der 
auch auf diese Vorgänge aufmerk-
sam machte. Er hob hervor, dass 
selbst Vereinbarungen, die man 
mit dem Westen treffe, nicht um-
gesetzt werden könnten. Das ge-
schieht selbst bei der Uno-Sicher-
heitsratsresolution 2585, die im 
Sommer 2021 verabschiedet wur-
de und die die grenzüberschrei-
tende humanitäre Hilfe nach Idlib 
regelt, die es aus der Türkei immer 
noch gibt. In dieser Resolution ist 
aber auch festgehalten, dass es 
humanitäre Hilfe aus Syrien in die 
Gebiete geben soll, die von der 
Türkei kontrolliert und besetzt ge-
halten werden. Die Türkei verwei-
gert das aber. Wenn diese Resolu-
tionen, die zeitlich begrenzt sind, 
verlängert werden sollen, gibt es 
immer ein riesiges Medienspekta-
kel. Und meistens heisst es dann, 
Syrien weigere sich, die grenz-
überschreitende humanitäre Hilfe 
zuzulassen und hungere das eige-
ne Volk aus. De facto ist es aber so, 
dass diese Hilfe, die in Gebiete un-
ter der Kontrolle der Türkei kommt 
oder auch zu den Kräften im Nord-
osten des Landes, von politischen 
Akteuren genutzt wird. Diese Hilfe 
wird teilweise verkauft. 

Wie geschieht das?
Die bewaffneten Gruppen in Id-

lib eignen sich diese Güter an, kon-
trollieren diese und verkaufen sie 
nachher an die notleidende Bevöl-
kerung. Es gibt Berichte von den 
USA, die das untersucht haben 
und deswegen Lieferungen teil-
weise eingestellt haben, aber die 
EU ändert nichts an ihrer Praxis. 

Es gab doch den Vorschlag, dass 
die Türkei gemeinsam mit Russland 
Patrouillen durchführen sollte. 
Wird das gemacht? 

Ja, diese Patrouillen gibt es tat-
sächlich entlang der Autobahn 
von Aleppo nach Mosul. Das ist 
eine strategisch wichtige Verbin-
dung. In Idlib gibt es die Patrouil-
len ebenfalls. Auch hier verläuft 
eine Autobahnverbindung zwi-
schen Aleppo und Latakia. Das ist 
die grosse Hafenstadt im Westen 
des Landes. Diese Vereinbarung 
wird immer wieder durch Angriffe 
unterminiert, vor allem auf den 
russischen Teil der Patrouillen. Das 
sind Dschihadisten, die diese An-
griffe durchführen. 

Können die Patrouillen so ihre Auf-
gabe überhaupt wahrnehmen?

Das ist ein ständiges Hin und 
Her. Die Patrouillen werden nicht 
akzeptiert und darum immer wie-
der zur Zielscheibe. Es ist schwierig 
und mit ständigen Hindernissen 
verbunden, aber für Russland ist es 
eine Möglichkeit, die Türkei einzu-
binden. Die Politik Russlands in Sy-
rien ist eine Gratwanderung. 

Wie stellt sich das Leben für die 
Menschen in Syrien nach nahezu 
11 Jahren Krieg dar? 

Die Lage der Bevölkerung ist 
schlecht, besonders die Versor-
gungslage. Die Inflation ist sehr 
hoch, die Preise für Grundnah-
rungsmittel steigen fast täglich. Es 
ist schwierig, Arbeit zu finden. 
Manche Personen haben drei oder 
vier Jobs am Tag. Sie nehmen alles, 
auch wenn sie nur etwas austra-
gen, um ein bisschen Geld zu ver-
dienen, damit sie die Familie er-
nähren können. Durch die Inflation 
ist vieles sehr teuer geworden. 

Wie steht es denn um die Energie-
versorgung im Land?

Die Versorgung mit Strom, 
Heizöl, Gas – damit wird in Syrien 
gekocht – ist ausserordentlich 
schlecht. Die Energieträger sind 
teuer. Bisher hat die Bevölkerung 
eigentlich – und das nahezu seit 
der Gründung der Syrischen-Ara-
bischen Republik – die Grundnah-
rungsmittel, aber auch Benzin 
subventioniert bekommen. Das 
heisst, es gab feste Preise. Dafür 
brauchte es früher ein Familien-
buch, jetzt hat man eine Smart-
card eingeführt. Diese Unterstüt-
zung hat der Staat gerade jetzt 
beendet. Er kann das nicht mehr 
finanzieren.

Ist das ein Resultat der ganzen wid-
rigen Umstände?

Um die Versorgung der Bevöl-
kerung zu gewährleisten, muss 
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der Staat die Grundnahrungsmit-
tel sowie Öl und Gas importieren 
und dafür bezahlen. 

Warum das?
Weil dem Staat der Zugriff auf 

die eigenen Ressourcen verwehrt 
bleibt. Syrien hat genug Weizen, 
Syrien hat genug Gas, aber diese 
Gebiete liegen im Nordosten des 
Landes und werden von den SDF, 
den Kurden und den USA besetzt 
gehalten und kontrolliert.

Die grössten Ölfelder in Rmeilan 
und das Omari-Ölfeld sind ausge-
dehnte Gebiete, in denen Öl zu 
finden ist. Dort befinden sich US-
amerikanisches und kurdisches 
Militär, genauer gesagt die kur-
disch geführten SDF. Die grossen 
Weizengebiete nördlich des Eu-
phrat in Hassakeh und in Raqqah 
werden von den gleichen Kräften 
kontrolliert. Die Öl-Ressourcen, die 
lange Zeit wild geplündert wur-
den, haben zu einer immensen 
Umweltverschmutzung geführt, 
über die niemand bei uns berich-
tet. Im Jahr 2020 hat ein US-ameri-
kanisches Unternehmen mit den 
SDF einen Vertrag ausgehandelt, 
um dort in Rmeilan eine Raffinerie 
aufzubauen. Sie sollen dort Öl för-
dern, es säubern sowie raffinieren, 
um es anschliessend zu verkaufen. 
Es ist aber eine syrische nationale 
Ressource.

Heisst das, das Land verfügt nicht 
mehr über seine überlebenswichti-
gen Ressourcen?

Ja, das Land wird regelrecht 
ausgeplündert. Die einzigen, die 
das immer wieder thematisieren 
und auf das Unrecht hinweisen, 
sind Syrien selbst und die Russi-
sche Föderation. Es gibt zumindest 
einen Bericht von US-Aid, die 
staatliche Entwicklungshilfeorga-
nisation des US-Aussenministeri-
ums, die ganz klar sagt, dass die 
Sanktionen dazu führen, dass eine 
immense Inflation besteht und auf 
der anderen Seite der Schwarz-
markt und der Schmuggel geför-
dert werden. 

Was geschieht mit dem geplünder-
ten Öl?

Hier haben wir den gleichen Vor-
gang wie mit dem Weizen. Das Öl 
wird verkauft. Es gelangt zunächst 
über die Nordost-Grenze in den 
Nordirak und von dort in die Türkei. 

Diejenigen, die das Öl befördern, 
sind kurdische oder amerikanische 
Geschäftsleute, die dafür sorgen, 
dass es sichere Transportwege gibt, 
damit es mit Tanklastwagen her-
ausgebracht werden kann. Das Öl 
wird z. B. auch nach Idlib geliefert 
sowie in die von der Türkei gehalte-
nen Gebiete westlich und nördlich 
von Aleppo.  

Wie kommt nun der Staat, der der 
rechtmässige Besitzer des Öls ist, 
zu seinem benötigten Erdöl?

Syrien importiert Öl aus dem 
Iran, was auch schon behindert 
wurde. Erinnern wir uns an die 
Festsetzung des iranischen Öltan-
kers Grace 1 durch britische Son-
dereinheiten vor Gibraltar im Som-
mer 2019. Das geschah auf 
Anordnung der USA. Das Schiff 
wurde 6 Wochen lang festgehal-
ten, bis ein Gericht dieses Piraten-
stück für illegal erklärte.

Und wie ist es mit dem eigenen Öl?
Ein syrischer Geschäftsmann 

kauft dort im Nordosten Öl ein 
und verkauft es dann an die syri-
sche Regierung. Der Staat muss 
also für sein eigenes Öl bezahlen. 
Ich habe diese Transporte mit ei-
genen Augen gesehen. Als ich sie 
das erste Mal gesehen hatte, trau-
te ich meinen Augen kaum. An der 
Grenze bei Manbij standen über 
100 Tanklastwagen. Es kam einem 
vor wie eine Fata Morgana. Heute 
ist das formalisiert. Die LKWs fah-
ren auf bestimmten Wegen, die 
bekannt sind. Auf diese Weise ver-
suchen alle, von diesem Öl, das – 
wie gesagt – dem Staat Syrien ge-
hört, zu profitieren. Die 
Geschäftsleute, die diesen Handel 
betreiben, können Einfluss auf die 
politischen Akteure nehmen. Die 
syrische Regierung ist de facto auf 
diese Geschäftsleute angewiesen, 
die das Öl einkaufen und an die 
Regierung weiterverkaufen. 

Als der IS das Gebiet besetzt gehal-
ten hatte, so erzählte mir ein tür-
kisch-kurdischer Journalist vor eini-
ger Zeit, hätten sie das Öl 
ausgebeutet und mit Tanklastwa-
gen an die türkische Grenze ge-
bracht und dort verkauft…

Ja, genau so war es. Als ich 
2012, zu Beginn des Krieges, in Sy-
rien war, traf ich Ingenieure, die in 
diesem Gebiet auf den Ölfeldern 

gearbeitet hatten. Dort gab es 
eine gut ausgebaute Infrastruktur 
für die Ingenieure und ihre Famili-
en: Wohnanlagen, Schulen, Ein-
kaufsmöglichkeiten usw. Die Ölfel-
der waren vor dem Krieg in den 
Jahren bis 2010/11 von internatio-
nalen Ölfirmen komplett renoviert 
worden. Die syrische Bevölkerung, 
die dort gelebt und gearbeitet 
hatte, wurde von der «Freien Syri-
schen Armee» (FSA) vertrieben. Sie 
waren also Binnenflüchtlinge, die 
ich in der Nähe von Damaskus in 
einem Fussballstadion traf, in dem 
sie untergebracht waren. Nach der 
FSA hat die Nusra-Front die Ölfel-
der besetzt und 2014 kam der IS 
und hat das Öl gefördert. Die USA 
bombardierten mit Kriegsschiffen 
vom Persischen Golf aus die Ölan-
lagen mit der Begründung, dort 
sitze der IS und den müsse man 
jetzt vertreiben. Die Anlagen wa-
ren danach natürlich zerstört und 
die Umwelt massiv in Mitleiden-
schaft gezogen. In der Folge ka-
men die Kurden zusammen mit 
den USA in diese Region. Seitdem 
sind die Ölanlagen unter der Kon-
trolle der SDF, der Kurden und der 
USA.

Von diesem Vorgang und den gan-
zen Folgeschäden für Mensch und 
Umwelt spricht niemand.

Das ist leider so. Ich habe bei 
meinem letzten Besuch von einem 
Ingenieur, der die Umweltver-
schmutzung fotografiert hat, Fotos 
erhalten. Es ist verheerend. Wenn 
der Staat wieder die Kontrolle über 
diese Gebiete übernehmen kann, 
wird es eine grosse Anstrengung 
brauchen, diese Verschmutzung zu 
beseitigen, und das kostet viel Geld. 
Die Auswirkungen sieht man auch 
in Damaskus. Es gibt unzählige Per-
sonen, die schwer an Krebs er-
krankt sind. Sie kommen vornehm-
lich aus Hassakah und Deir ez-Zor 
nach Damaskus, um sich medizi-
nisch behandeln zu lassen. Die ge-
sundheitlichen Folgen dieser Ver-
schmutzung sind enorm. 

Hat sich trotz dieser Umstände das 
Leben der Menschen etwas «kon-
solidiert»?

In gewisser Weise schon, aber 
auf einem unerträglich niedrigen 
Niveau. Die Menschen können sich 
bewegen, sie sind nicht mehr in 
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Gefahr durch kriegerische Ausein-
andersetzung, aber die Armut ist 
sehr hoch. Es gab Proteste, als der 
Staat die Subventionierung für die 
meisten Menschen in Syrien ein-
gestellt hatte. Auch in den Medien 
und den sozialen Medien gab es 
Interviews, bei denen die Empö-
rung darüber deutlich wurde. 
Aber auf der anderen Seite weiss 
die Bevölkerung auch, in was für 
einer schwierigen Lage die Regie-
rung sich befindet. 

Gibt es einen Aufbau von ziviler In-
frastruktur?

Bereits nach 2016, als Aleppo 
wieder unter der Kontrolle der Re-
gierung stand, hat man Strassen, 
Brücken, die Wasserversorgungs-
systeme, die Elektrizität und Kran-
kenhäuser wieder hergestellt. 
Aber das geht natürlich alles sehr 
langsam, weil wenig Geld zur Ver-
fügung steht. Gerade bei Kranken-
häusern ist es sehr schwierig, die 
nötigen Gerätschaften zu besor-
gen, weil Syrien auch nicht die nö-
tigen Devisen besitzt, und das alles 
zusätzlich zu den bestehenden 
Sanktionen. Auffällig ist auch, dass 
sehr wenig Wohnraum wieder 
hergestellt worden ist. Die Zerstö-
rungen in Homs, in Damaskus und 
Aleppo sind weiterhin vorhanden. 

Woran liegt das?
Es hat damit zu tun, dass es sehr 

viel privaten Wohnraum gibt von 
Menschen, die geflohen sind. Von 
der Gesetzeslage ist es schwierig, 
dort tätig zu werden. Ausserdem 
fehlt das Geld. Der Staat will, dass 
der Westen hilft oder auch die 
Golfstaaten, die durch die Unter-
stützung der bewaffneten Grup-
pen massgeblich zur Zerstörung 
beigetragen haben. Man sieht pri-
vaten Aufbau. Das geschieht durch 
Privatpersonen, die Geld haben 
und Häuser wieder errichten oder 
Geschäfte wiederherstellen, aber 
nur sehr wenige. Auffällig ist, dass 
Teile der Altstadt von Aleppo re-
stauriert werden: Moscheen und 
Kirchen. Dafür scheint Geld vor-
handen zu sein, das von aussen 
kommt. Wenn man die Situation 
der Bevölkerung sieht, fragt man 
sich natürlich, warum Moscheen 
wieder aufgebaut werden, aber 
nicht die Wohnhäuser. Es ist eine 
ganz schwierige Lage. Dazu muss 

man sagen, dass Gebiete mit Hilfs-
geldern und Aufbauprojekten un-
terstützt werden, die nicht unter 
der Kontrolle der syrischen Regie-
rung stehen. 

Wer ist daran beteiligt?
Die EU, Deutschland, die USA 

haben mit einigen Golfstaaten 
Fonds aufgelegt, um in diesen Ge-
bieten die zivile Infrastruktur wie-
der aufzubauen. Das gilt aber nur 
für die Gebiete, die nicht von Syri-
en kontrolliert werden. Im kurdi-
schen Gebiet werden z. B. Kran-
kenhäuser gebaut oder Gas- und 
Stromleitungen gelegt, Strassen 
wiederhergestellt etc. Die ökono-
mische Lage in den kurdischen Ge-
bieten, die auch nicht durchge-
hend kurdisch sind, wird von der 
Bevölkerung als sehr viel besser 
beschrieben als in dem Rest des 
Landes, weil sie, gelinde gesagt, 
mehr Geld zur Verfügung haben 
und z. B. das Öl viel billiger bekom-
men. Viele arbeiten auch für die 
USA oder für ausländische NGOs 
oder die SDF. Da werden ganz an-
dere Gehälter bezahlt.  

Aufgrund Ihrer eindrücklichen 
Schilderungen scheint mir die Lage 
wenig aussichtsreich. Gibt es nir-
gends kleine Fortschritte?

Doch, es gibt einen kleinen Licht-
blick. 1,2 Millionen Menschen sind 
auch aus den Nachbarländern nach 
Syrien zurückgekehrt. Dazu zählen 
die Binnenflüchtlinge, die inner-
halb von Syrien vertrieben wurden. 

800 000 im eigenen Land Vertrie-
bene konnten wieder in ihre Hei-
mat zurückkehren. Es gibt grosses 
Interesse von Flüchtlingen in der 
Türkei, in Ägypten, in Jordanien, im 
Libanon wieder zurückkehren zu 
können. Diese Rückkehrwelle wur-
de gebremst durch das Corona-Vi-
rus. Sie konnten nicht aus- oder ein-
reisen. Sie mussten sich testen 
lassen, das kostet alles sehr viel 
Geld. Das wurde nicht unterstützt, 
und so ist diese Rückkehrwelle seit 
2020 gebremst. Die syrische Regie-
rung sowie Oppositionelle in Syrien 
aber auch die Regierungen in Jor-
danien und Libanon wünschen sich 
mehr internationale Unterstützung 
für die Rückkehr der Menschen.

Die Länder um Syrien sind auch 
schwer von den Flüchtlingen bela-
stet…

Der Libanon hat öfters gesagt, 
er würde die Rückkehr der Men-
schen unterstützen, weil es für das 
kleine Land ein Riesenproblem ist. 
Aber die Uno, die in der Regel 
Rückkehrwillige unterstützt, tut es 
in diesem Fall nicht, weil die Ge-
berländer für diese Uno-Rückkehr-
programme in Europa oder den 
USA das Geld dafür nicht freige-
ben. Wenn sie Geld für die Flücht-
linge spenden, dann nur, wenn sie 
in den Lagern bleiben, aber nicht 
als Unterstützung für die Heim-
kehr der Syrer in ihr Land. 

Wenn man das alles so hört, kann 
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man sich des Eindrucks nicht er-
wehren, dass das Land Syrien wei-
terhin attackiert wird, aber auf ei-
ner anderen Ebene. Wenn man 
Geld für Moscheen hat, das von 
aussen kommt, aber den Men-
schen in ihrer schwierigen Situati-
on nicht hilft, dann sind doch ande-
re Mechanismen im Spiel.

Ja, das Geld für die Moscheen 
ist privat gesammelt worden. Die 
grosse Umayyaden-Moschee in 
Aleppo wird von einer Stiftung 
aus Tschetschenien finanziert. Die 
Restaurierung der Altstadt von 
Aleppo übernimmt die Aga-Khan-
Stiftung. Es sind ausländische Stif-
tungen, die sich nur darauf kon-
zentrieren. 

Führt das nicht zu Unmut in der Be-
völkerung?

Die syrische Mentalität spielt hier 
eine grosse Rolle. Die Menschen 
sind gläubig, und sie sind sehr ge-
lassen. Sie ergeben sich in dieses 
Schicksal und versuchen, für sich 
das Beste daraus zu machen. Man 
hört von manchem zornige Reden, 
aber es ist nicht so, dass die Bevöl-
kerung jetzt massiv auf die Strasse 
geht, um zu protestieren. Sie sagen: 
«Wir haben keine Zeit zu protestie-
ren. Unser Leben verlangt von uns, 
dass wir das Beste daraus machen, 
schauen wir, wie wir über die Run-
den kommen.» Es gibt sicher Span-
nungen auch unter den Syrern, z. B. 
zwischen denjenigen, die für aus-
ländische Hilfsorganisationen ar-

beiten, auch für die Uno – die ver-
dienen gutes Geld und gleichzeitig 
entsteht eine neue Elite – und den-
jenigen, die keinen Zugang zu sol-
chen Jobs haben. Häufig sind das 
Nachbarn und man weiss, wer ei-
nen guten Job bei der Uno hat. Ins-
gesamt kann man nicht sagen, dass 
sie auf die Barrikaden gehen. Man 
arrangiert sich mit der Situation. 

Frau Leukefeld, vielen Dank für das 
Gespräch.

Interview Thomas Kaiser

Mit Vernunft Chaos und Krisen Grenzen setzen
von Reinhard Koradi

Die Lektüre des Buches «Die 
Krise hält sich nicht an Re-

geln» von Max Otte¹ gab mir die 
Anregung zu diesem Beitrag. Es 
wird keine Rezension sein, son-
dern ich greife seine Ausführun-
gen zu den aktuellen gesell-
schaftlichen, politischen und 
wirtschaftlichen Krisenherden 
auf, die ich aufgrund meiner Be-
obachtungen und Erfahrungen 
beschreiben respektive kommen-
tieren werde. Dabei versuche ich, 
neben Fakten auch Auswege 
oder zumindest eine Abfederung 
der erheblichen Gefahren zu ent-
wickeln, die uns bedrohen. Wenn 
es mir gelingt, durch meine Ge-
danken, zu einem interdisziplinä-
ren Dialog anzuregen, dann hät-
te ich mein Ziel als Verfasser 
dieses Beitrages erreicht.

Spätestens seit der Finanzkrise 
2008 taumelt die Welt von einer 
Krise in die nächste. Die momenta-
ne Spitze dürfte die Corona-Pan-
demie sein, gefolgt vom Krieg in 
der Ukraine. Beunruhigend ist, 
dass das Krisenmanagement der 
Eliten² die Welt bis anhin immer 
weiter ins Chaos stürzt oder neue 
Krisenherde hervorbringt (Ukrai-
ne). Problematisch ist, dass die Kri-
senmanager in der Regel die Ge-
winner der alten und neu 
geschaffenen chaotischen Zustän-
de sind. An diesen Zuständen wird 
sich nur etwas ändern, wenn die 

Menschen zusammenstehen und 
dem bisher eingeschlagenen Weg 
den Riegel schieben. Einerseits 
sollten wir endlich mit den alten 
Lügen über den Segen des Neoli-
beralismus, der Globalisierung 
und des Nutzens eines sogenannt 
freien Marktes aufräumen, ande-
rerseits drängt sich die Rückbesin-
nung auf die alten traditionellen 
Werte auf.

Gefordert ist auch der Wider-
stand gegen die umfassende Digi-
talisierung sämtlicher Lebensbe-
reiche. Sie ist zu grossen Teilen der 
Treiber für eine neue, zentralisti-
sche und antidemokratische 
(Welt-) Ordnung. Krisen kennen 
keine Regeln, schreibt Max Otte in 
seinem Buch. Richtig, Krisen und 
Chaos sind durch die masslose De-
regulierung und die Entmachtung 
der Nationalstaaten durch die Glo-
balisierung entstanden. Allerdings 
steht eine Regel fest wie der Fels in 
der Brandung: Es gibt in jeder Krise 
viele Verlierer und nur wenige Pro-
fiteure. Auf welcher Seite die «Ge-
winnler» stehen, kann sich wohl 
jeder selbst vorstellen.

Die verlorene Orientierung 
Die Kumulation von Krisen hat eine 
einschneidende Destabilisierung 
der bisherigen Weltordnung einge-
leitet. Der Kampf zwischen dem 
bisherigen Dominator der Weltpo-
litik (USA) und der aufstrebenden 
Macht Chinas dürfte letztlich zu ei-

nem Systemwechsel führen. Noch 
versuchen die altgedienten Eliten, 
ihr System aufrecht zu erhalten. Al-
lerdings zu einem sehr hohen Preis 
für die Völker. Begleitet wird dieser 
Prozess durch politische und öko-
nomische Krisen, die zu teilweise 
chaotischen Zuständen und Kriegs-
handlungen führten. Euro-Krise, 
arabischer Frühling, der Syrien-
Konflikt, Aufstände in Hongkong, 
Gelbwesten in Frankreich, Rassis-
mus, «Fridays for Future», «Black Li-
ves Matter», Ukraine usw. Mit der 
Corona-Pandemie und dem Krieg 
in der Ukraine dürfte vorläufig die 
Spitze von Ausnahmezuständen 
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erreicht worden sein. Es wäre je-
doch ein fataler Irrtum, wenn man 
glaubt, es würde nun wieder etwas 
Ruhe einkehren. Zu viele Baustellen 
wurden eröffnet. Weltherrschafts-
pläne (China/USA), Handelskriege, 
Sanktionen als Stellvertreter von 
Waffengängen, Kampf um die 
Rohstoffe, und die weitverbreitete 
Orientierungslosigkeit sind Gefah-
renherde, die uns noch lange beun-
ruhigen werden. 

Die Anhäufung von chaotischen 
Zuständen nährt die Vermutung, 
dass es sich wohl kaum um «natür-
liche Erscheinungen» und auch 
nicht um Einzelfälle handeln kann. 
Schon eher beobachten wir eine 
Kette von einschneidenden Zwän-
gen, die auf eine Erschütterung 
der bisherigen Ordnung und 
Machtverhältnisse und damit auch 
auf die in der Gesellschaft veran-
kerten Grundwerte hinweisen. Die 
Menschen verlieren ihre Orientie-
rung respektive werden durch per-
fide Kommunikation und Propa-
ganda bewusst desinformiert oder 
auch manipuliert. Immer mehr 
wird die psychologische Manipu-
lation eingesetzt, um die Men-
schen in eine bestimmte Richtung 
zu lenken. Gruppenzwang, (Coro-
na-Pandemie), Angst schüren, 
Zweifel an den eigenen Wahrneh-
mungen streuen, leichte Stupser 
durch gezielte Informationen ge-
ben, damit Menschen das tun, was 
der Zielerreichung der Manipula-
toren nützt. Beunruhigen muss 
uns auch die sich immer weiter 
ausdehnende Meinungsdiktatur. 
Andersdenkende (sich gegen die 
veröffentlichte Meinung stellen) 
werden umgehend stigmatisiert 
und ausgegrenzt. Diese tiefgrei-
fenden Interventionen in die Mei-
nungs- und Redefreiheit zerstören 
Grundlagen innerhalb unserer Ge-
sellschaft und verhindern Dialog- 
und Kompromissbereitschaft. Der 
Verdacht liegt nahe, dass die Co-
vid-Pandemie primär als globales 
Testfeld für Techniken zur Diszipli-
nierung und Einstimmung der 
Menschen auf eine Einheits-Dok-
trin geschaffen wurde. 

Solche «Aktivitäten» haben das 
Potenzial, Menschen in die für die 
Drahtzieher gewünschte Bahn zu 
lenken (Impfen, Klima, Ernährung 
usw.) Sie spalten aber auch die Ge-
sellschaft und lösen dadurch den 

inneren Zusammenhalt auf natio-
naler Ebene auf. 

Könnte die Ausgrenzung der 
Menschen nicht Teil einer Strategie 
sein, die zur Auflösung der Natio-
nalstaaten und damit einen Schritt 
näher zur globalen Diktatur führt?

Gesellschaftspolitisch relevant 
ist auch die fortschreitende Digitali-
sierung unseres Lebens. Durch die 
Corona-Pandemie zusätzlich be-
schleunigt, wird das digitale Um-
feld unser Leben in Zukunft massiv 
verändern.  Homeschooling und 
Homeoffice zeigen auch, in welche 
Richtung es gehen soll. Es werden 
Abhängigkeiten geschaffen und 
die menschliche Entfremdung so 
weit vorangetrieben, dass Men-
schen immer mehr isoliert werden. 
Wird hier ein neues Aktionsfeld für 
die Entsolidarisierung und eine 
weitere Ökonomisierung des Le-
bens vorbereitet?

Die aufgelöste abendländische 
Bildung
Mittels Bildung werden kulturelle 
und nationale Gepflogenheiten 
an die nächsten Generationen 
weitergegeben. Diese generatio-
nenübergreifende Pflege bewähr-
ter Tugenden und Werte wurde in 
den vergangenen Jahren durch ei-
nen massiven Umbau im Bildungs-
wesen aufgelöst. Pisa und Bologna 
leiteten eine Nivellierung ein, die 
zerstörerische Spuren im europä-
ischen Bildungswesen hinterliess. 
Mit dem von der OECD in Gang 
gebrachten Angriff auf die abend-
ländische Bildungskultur wurde 
bewusst eine Schwächung der eu-
ropäischen Identität und Schaf-
fenskraft lanciert. Vielfalt, Wettbe-
werbs- und Innovationsfähigkeit 
der europäischen Unternehmen 
erlitten durch den Bildungsabbau 
einen nachhaltigen Dämpfer. Un-
ter dem Druck der OECD und 
durch Selbstverschulden manö-
vrierten viele Staaten ihre Bil-
dungspolitik in eine Sackgasse, die 
uns heute den Ausweg aus den 
Krisen verbaut.

Wollen wir respektive unsere 
Nachkommen den Herausforde-
rungen gewachsen sein, die uns in 
Zukunft bedrängen werden, dann 
gilt es schleunigst, die Weichen 
neu zu stellen. Eine auf die natio-
nalen Bedürfnisse abgestimmte 
Bildungspolitik ist Bedingung, um 
die notwendigen Voraussetzun-

gen für den Wettbewerb unter 
den Nationen, die Vielfalt und die 
Selbstbestimmung zu fördern. 

Wir haben uns zu lange durch 
Schlagwörter wie Digitalisierung, 
Globalisierung und Ökonomisie-
rung blenden und in die Irre führen 
lassen. Es wurden völlig falsche 
Schlussfolgerungen bezüglich der 
Bildung unserer Jugend gezogen. 
Wenn wir aufrüsten wollen, um im 
sich anbahnenden neuen System 
bestehen zu können dann sollten 
wir in unseren Schulen wieder lesen 
und schreiben (Handschrift) sowie 
rechnen lernen. Zu den notwendi-
gen Grundfertigkeiten gehört auch 
die Auseinandersetzung mit unse-
rer Geschichte. Wer seine Herkunft 
und die Geschichte seines Vaterlan-
des, Europas und der Welt nicht 
kennt, wird nicht fähig sein, sich ein 
eigenständiges Bild von der heuti-
gen Situation zu machen. Mit ande-
ren Worten, die Menschen können 
sehr leicht manipuliert und letztlich 
auch regiert werden. Solange wir 
nur noch sofort nutzbares techni-
sches und ökonomisches Wissen 
fördern, werden den Menschen die 
Grundlagen fehlen, um gesell-
schaftspolitische Entwicklungen 
und Zusammenhänge richtig einzu-
ordnen und zu beurteilen.

Demokratie durch  
Konzernherrschaft bedroht
Nach der Finanzkrise 2008 hätte 
eigentlich eine schwere Wirt-
schaftskrise folgen müssen. Die 
Notenbanken und Regierungen 
versuchten jedoch mit sämtlichen, 
auch umstrittenen Massnahmen, 
einen Einbruch der Wirtschaft zu 
verhindern. Um ein in die Jahre ge-
kommenes marodes System am 
Leben zu erhalten, wurden bis an-
hin geltende Abkommen, Regeln 
und wirtschafts- und finanzwis-
senschaftliche Standpunkte völlig 
übergangen.

Deregulierung und Globalisie-
rung haben die nationalen Volks-
wirtschaften in Abhängigkeiten 
getrieben und deren Handlungs-
spielraum weitgehend zunichte 
gemacht. Eine unselige Allianz der 
Mächtigen aus Wirtschaft und Poli-
tik haben das Diktat übernommen 
und eine neoliberale, global ausge-
richtete Wirtschaftsdoktrin   durch-
gesetzt. Weil die Märkte unbe-
schränkt und grenzenlos sind, 
entstanden riesige Konglomerate. 
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Sie versetzen die Nationalstaaten 
in Zugzwang und konkurrenzieren 
sich heute in einem durch Mono-
pole beherrschten Markt. Eine 
Marktkonstellation, die gigantische 
Gewinne auf Kosten der Mehrheit 
erlaubt. Wir beobachten einen er-
bitterten Konkurrenzkampf um 
Marktanteile, der mit einem echten 
Leistungswettbewerb nichts zu tun 
hat. Anstelle von Innovation, wett-
bewerbsfähigen Preisen und Quali-
tät beherrschen Finanzkraft und 
Marktmacht die Märkte. Regionale 
und nationale Unternehmen wer-
den aufgekauft und gehen in der 
Regel in transnationalen Konzer-
nen unter. Für die nationalen Volks-
wirtschaften ein unseliger Prozess, 
der die Mittelschicht auflöst und 
der Versorgungssicherheit, Wett-
bewerbsfähigkeit und Standortat-
traktivität durch Ausgliederung, 
Standardisierung und Nivellierung 
Schaden zufügt. 

Durch die Diskriminierung des 
Staates als Wirtschaftsfaktor (Pri-
vatisierung) und die neoliberale 
Wende wurde das bis anhin äus-
serst erfolgreiche Wirtschaftssy-
stem (soziale Marktwirtschaft 
und ausgewogene Finanz- und 
Haushaltspolitik) destabilisiert. 
Zusätzlich zur Abkehr von der so-
zialen Marktwirtschaft in Europa 
wurde das europäische Banken-
wesen immer weiter amerikani-
siert. Das europäische Bankensy-
stem orientierte sich an einer 
traditionell abendländischen Ban-
ken-Philosophie. Durch die Über-
nahme angelsächsischer Gepflo-
genheiten verrieten die Banken 
– vor allem in Deutschland und in 
der Schweiz – ihre auf Stabilität, 
nachhaltige Entwicklung und Si-
cherheit ausgerichtete Geschäfts-
politik und schlossen sich der vor-
herrschenden Casinomentalität 
auf den globalen Finanzmärkten 
an. Der Finanzkapitalismus hat 
der Welt auf vielfältiger Weise 
grossen Schaden zugefügt. Ent-
gegen der neoliberalen Wirt-
schaftstheorie ist die globale De-
regulierung der Finanzmärkte 
kein Stabilitätsfaktor, sondern ein 
gefährlicher Risikofaktor und da-
mit Auslöser der aktuellen chaoti-
schen Zustände im Finanz- und 
Wirtschaftsbereich.

Unter dem Deckmantel eines 
«demokratischen» Staatensy-
stems und einer vorgetäuschten 

global liberalisierten Welt werden 
wir heute durch Konzerne be-
herrscht.

Die Macht der alten Konzerne 
hat durch die fortschreitende Di-
gitalisierung noch zusätzlich 
Schwung aufgenommen. Beunru-
higen muss uns die Digitalisie-
rung in der Schule aber auch in 
der Berufsarbeit durch Homeof-
fice. Unsere Abhängigkeit von der 
Technik wächst und damit setzen 
wir uns einer vermehrt kontrol-
lierten Beeinflussung aus.

Die Dominanz der Wirtschaft 
über die Politik hat in den letzten 
Jahren aussergewöhnliche Di-
mensionen erreicht. Mag sein, 
dass diese Herrschaft der Finanz-
aristokratie langsam wankt. So 
scheint in jüngster Zeit die globa-
le Ordnung etwas aus den Fugen 
zu geraten, da die Pandemie und 
die verschärften Krisensymptome 
die Menschen aufrütteln und die 
Regierungen sich gezwungen se-
hen, das Heft wieder etwas mehr 
in die eigene Hand zu nehmen 
und die Globalisierung zurückzu-
binden.

Überstaatliche Organisationen 
als Totengräber der Demokratie?
Die Politik hat sich im Verlauf der 
Zeit von ihrer ursprünglichen Ziel-
setzung, Diener des Volkes zu 
sein, verabschiedet und sich im-
mer mehr zentralistische Macht-
befugnisse zugestanden. Eine 
Entwicklung, die wohl am ehe-
sten durch die Einflussnahme in-
ternationaler Organisationen und 
global agierender Konzerne auf 
die inneren Angelegenheiten der 
Staaten zu erklären ist. Die fort-
schreitende Zentralisierung und 
die Herrschaft der Konzerne, teil-
weise gefördert und gestützt 
durch transnationale Organisatio-
nen Internationaler Währungs-
fonds (IWF), Weltbank und die 
Organisation für Entwicklung und 
Zusammenarbeit (OECD) zerstör-
ten sowohl die Autonomie der 
nationalen Staaten als auch na-
tionale Infrastrukturen. Gefördert 
wird der Verlust der Selbstbestim-
mung ebenso durch zwischen-
staatliche Bündnisse wie EU oder 
Nato. Die Demokratie ist in jedem 
Fall die Verliererin der fortschrei-
tenden Zentralisierung durch die 
Einbindung und Unterwerfung 
der Nationalstaaten in transnatio-

nale Organisationen. 

Die Geldpolitik der EZB ist auch 
eine Gefahr für die Länder 
ausserhalb der Eurozone
Der Euro ist eine Fehlkonstruktion, 
der enorme systemische Mängel 
anhaften. Die Einheitswährung 
raubt den Staaten innerhalb der 
Eurozone den dringend notwendi-
gen währungspolitischen Spiel-
raum und unterstellt die Mitglied-
staaten einer risikoreichen 
Geiselhaft, die allerdings über die 
Grenzen der Eurozone hinausgreift. 
Draghis (ehemaliger EZB-Direktor) 
hyperinflationsträchtige Geldpoli-
tik zog zum Beispiel auch die 
Schweizer Nationalbank (SNB) mit 
in den geld- und währungspoliti-
schen Strudel. Auf Grund der inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit 
musste die SNB durch Aufkäufe 
von Euros ihre Geldmenge enorm 
ausweiten und verliess daher eben-
falls die bis anhin gültigen Stabili-
tätsziele.

Zur Fehlkonstruktion kommt die 
Manipulation der Zutrittskriterien 
vor allem durch die südlichen Staa-
ten (Griechenland). Inzwischen 
werden auch die sogenannten 
Richtlinien nicht mehr durchge-
setzt. Zum Beispiel die Forderung, 
dass der Verschuldungsgrad einer 
Nation nicht mehr als 60 % des 
Bruttoinlandsproduktes betragen 
darf. Durch die Schuldenkrise und 
die expansive Geldpolitik der Euro-
päischen Notenbank staut sich in 
und rund um die Eurozone eine ex-
plosive Blase auf, die das Potenzial 
zu einer dramatischen wirtschaftli-
chen und politischen Krise beinhal-
tet. Die Griechenland-Krise, aber 
auch Zypern hat uns klar aufge-
zeigt, wer die Folgen der Zahlungs-
unfähigkeit eines Staates zu tragen 
hat. Gerettet werden die Geldgeber 
(Finanzindustrie) auf Kosten des 
verschuldeten Staates, dessen Bür-
ger und der Bürger der in Geiselhaft 
genommenen Euro-Mitgliedslän-
der. 

Das gesamte geldpolitische De-
saster erhält zudem durch die von 
den USA gepuschten Dollar-
schwemme zusätzlichen Spreng-
stoff. Die Geldmärkte sind derart 
mit Dollars und Euros über-
schwemmt, dass eine sogenannt 
sanfte Bereinigung des angerich-
teten Unheils kaum mehr möglich 
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sein wird. 

Täuschung und Diebstahl  
am Bürger 
Die unverantwortliche Überflutung 
der Finanzmärkte mit Notenbank-
geldern kann im besten Falle noch 
mit einem Spielkasino verglichen 
werden. Die durch die mass lose 
Anhäufung der Geldmengen mit 
Dollars, Euros und Schweizerfran-
ken aufgestaute Spekulationsblase 
kann jederzeit in sich zusammen-
brechen und die Welt in Turbulen-
zen bringen, deren Auswirkungen 
sehr einschneidend sein können. 
Ursprünglich als Ausweg aus der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise ge-
dacht, entpuppt sich die Öffnung 
des Geldhahns der Notenbanken 
als ebenso gefährlicher Krisenherd. 
Irgendwann müssen die Schulden-
berge wieder abgebaut werden. Zu 
hoch sind die Risiken in den über-
schuldeten Staaten und der aufge-
blähten Geldmenge. Zahlungsun-
fähigkeit, gepaart mit einer 
enormen Inflationsgefahr, muss 
gebändigt werden. Dabei wird der 
Griff auf die Vermögen der Bürger 
und die Erhöhung von Steuern und 
Abgaben der erste Ansatz zum 
Schuldenabbau sein, dem aller-
dings aufgrund der enormen Aus-
masse ein Schuldenschnitt (Halbie-
rung der angehäuften Schulden) 
und im allerschlimmsten Fall ein 
Krieg folgen könnten.

Es mag düster erscheinen, aber 
wir haben ja bereits eine rasch an-
steigende Inflationsrate, die unsere 
Ersparnisse wegfrisst, wir haben 
Negativzinsen, die unsere Spargut-
haben reduzieren. Mit dem Angriff 
auf das noch frei zirkulierende Bar-
geld leiten der Finanzwelt naheste-
hende Lobbyisten die Enteignung 
der Bürger ein. Liegen einmal unse-
re Vermögen statt in Noten und 

Münzen in unseren Portemonnaies 
nur noch als virtuelle Guthaben auf 
den Bankkonten, gibt es kaum 
mehr eine Barriere gegen den ho-
heitlichen Zugriff auf unsere Ver-
mögen. Mancherorts zeichnen sich 
auch Steuererhöhungen ab. Und 
selbst ein Krieg ist bereits im Gan-
ge. Durch den Ukrainekrieg wur-
den Milliardenbeträge an den Bör-
sen auf einen Schlag vernichtet. 
Vermutlich weitgehend auf Kosten 
der Sparer (Renten), denn die Rei-
chen werden Wege gefunden ha-
ben, um ihre Schäfchen ins Trocke-
ne zu bringen. Dazu kommt, dass 
durch die kriegerischen Handlun-
gen ein zusätzlicher Inflations-
schub ausgelöst wurde (Erdöl, Ge-
treide, Nahrungsmittel usw.). 
Könnten hinter den Profiteuren der 
Ukrainekrise nicht dieselben Kreise 
stecken, die das ganze angezettelt 
haben?

Wie begegnen wir dem sich  
anbahnenden Ungemach?
Wir können den Kopf in den Sand 
stecken und hoffen, dass die Gefah-
ren sich irgendwann von selbst auf-
lösen, oder wir werden aktiv, um 
die Risiken zu bändigen und vor al-
lem einen Ausweg aus der gegen-
wärtig verfahrenen Situation zu 
entwickeln. In der Regel befreit 
man sich am erfolgreichsten, wenn 
man auf der falschen Fährte wieder 
etwas zurück geht. Auch in der 
heute beinahe ausweglosen Situa-
tion scheint ein Rückwärtsgehen 
sehr sinnvoll zu sein. So traditionell 
es auch klingt, die Rückbesinnung 
auf die ehemals gültigen Werte 
und deren Reaktivierung ist Teil der 
Problemlösung. Eine aktive Frie-
denspolitik drängt sich auf. Die 
Schweiz müsste ihre auf dem Altar 
der Globalisierung verschacherte 
Identität zurückgewinnen und den 
angerichteten Vertrauensverlust 

durch friedensfördernde Aktivitä-
ten wieder wett machen. 

Der Neutralität wieder Leben 
einhauchen 
Die staatstragenden Elemente 
und kulturellen Werte sind verfas-
sungskonform aufzugreifen und 
durch entsprechendes Handeln zu 
festigen. Für unser Land bedeutet 
dies, die demokratischen Grundre-
geln zu achten und zu pflegen, 
den Kampf um die Selbstbestim-
mung aufzugreifen und zu führen 
und der zentralistischen Bewe-
gung durch den Föderalismus und 
die Gemeindeautonomie entge-
genzuwirken.

Zurück zur alten Stärke wird die 
Schweiz finden, wenn sie sich vom 
Zwang der Globalisierung befreit, 
den neoliberalen Geist gegen die 
Aufwertung des inneren Zusam-
menhaltes eintauscht und die Poli-
tik sich vom Einfluss der Konzerne 
löst und das Volk als Auftraggeber 
respektiert. 

Wie im Artikel bereits aufge-
zeigt, braucht unser Bildungswe-
sen, aber auch die Wissenschaft, 
einen kräftigen Aufrüttler. Der Um-
deutung von Theorien und histori-
schen Ereignissen, um den Eliten zu 
dienen, muss endlich der Riegel ge-
schoben werden. Irreführung ist 
strafbar. Das gilt sowohl für die 
Lehre, die Politik und die Berichter-
stattung. Orientieren wir uns doch 
wieder an Fakten und pflegen eine 
Kultur der auf der Wahrheit und 
ehrlichen Gesinnung beruhenden 
freien Meinungsäusserung. Nur auf 
der Ebene der Gleichwertigkeit 
und der Objektivität können wir 
dem anbahnenden Chaos die Stir-
ne bieten. ■

¹ Max Otte: Die Krise hält sich nicht an Regeln. 
Berlin 2021. ISNB 978-3-95972-460-9

² Finanzaristokratie, Konzerne, transnationale 
Organisationen, Regierungen, Zentralbanken
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